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Die Juden in Rumänien. 



Da der an tisemi tischen Sdmmung in Rumänien 
teilweise die Theorie zu Grunde hegt, dass der Jude 
ein neuer Ankömmling unter den Nachkommen der 
Dacier ist, empfiehlt es sich vor allem, auf die Ge- 
schichte der jüdischeil Gemeinwesen in den Pürsten- 
tümern Moldau und Walachei einzugehen und dies nicht . 
etwa, um zu erforschen, was nach der Ansicht der 
MationaUaten ein „Adelstitel" sein wtirde, sondern nur, 
um zu zeigen, in weicher Weise diese Gemeinwesen 
sich AH der wirtschaftlichen Entwickelung des Landes 
beteiligt haben. 

Der Sage zufolge kamen die Juden _schon zur Zeit 
von Decebalu» unter Domltian nach Dacien. Und da es 
schon in den ci'sten Jahrhunderten der christlichen Zeit- 
rechnung israelitische Niederlassungen an den Ufern 
des Schwarzen Meeres gab, konnten einzelne Israeliten 
auch bis zur Donau gelangt sein, ebenso wie solche 
im achten Jahrhundert nach dem Uebertritt der 
Khazaren dorthin kamen. Unter der Herrschaft der 
gaUzischen Fürsten fanden die Juden in den alten Städten 
Berlad und Galatz Aufnahme, aber eine merkliche Ein- 
Wanderung fand erst im 13. Jahrhundert unter der Re- 
gierung von Radu Nagru (Rudolf dem Schwarzen) und 
besonders im 14. Jahrhundert unter Wladislaw Bassarab 
statt, als die von Ludwig dem Grossen aus Ungarn ^ 
verjagten Juden sich nach Polen und der Walachei 
flüchteten. 
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Zur Zeit der Gründung des Fürstentums Moldau 
(1348) wohnten dort schon in einigen Ortschaften Juden, 
andere wanderten damals ein, und unter Roman I (1391) 
und Alexander dem Guten (1401) erlangten sie zahl- 
reiche Vorrechte. Die Geschichte der Juden in der Moldau 
ist wie die ihrer Glaubensgenossen in der Walachei sehr 
dunkel, es treten in derselben nur einige Metzeleien und 
Verfolgungen besonders hervor, wie die, welchen sie 
gleichzeitig mit den Türken und Heiden unter Wlad 
(1^6) in der Walachei ausgesetzt waren. Die Fürsten 
der Moldau behandelten sie mit grösserem Wohlwollen, 
namentlich Stephan der Grosse (1457), der von seinen 
Einfällen in Polen eine grosse Zahl jüdischer Gefangener 
heimführte, die sich in der Moldau dann niederliessen. 
Ueberhaupt kam dort der grösste Teil der Juden aus 
Polen an, so z, B, im 16, und besonders im 17. Jahr- 
hundert zur Z^t des Aufstandes der Kosacken des 
Chmelnitaky, denn infolge der Metzeleien, die bei 
dieser Gelegenheit stattfanden, zerstreuten sich auch 
die dortigen jüdischen Gemeinden. Ein Teil dieser 
Juden kehrte allerdings wieder nach Polen zurück, als 
TimuBch, der Sohn Chraelnitzkys nach der Moldau kam 
und bis zu den Mauern von Jassy vorrückte (1652). Im 
ganzen fand in der Moldau und der Walachei eine fort- 
währende Ein- und Auswanderung der Juden statt, die 
bald begünstigt, bald misshandelt, bald gerufen, bald 
verjagt wurden; sei es, dass man sie zum Uebertritt 
zum Christentum zu bewegen suchte, wie dies Mathias 
Basabab in der Walachei that (1633), der denjenigen, 
die übertraten, Aemter und Würden verlieh, sei es, dass 
man ihnen, wie Konstantin Brancowan (1689) grössere 
Rechte einräumte. Am Anfang des 18. Jahrhunderts 
giebt es in zahlreichen Städten Juden und die Bojaren 
der Moldau berufen sie zu sich, um auf den entvölkerten 
^ Gebieten kleine Dörfer zu gründen. Sie schlieasen mit 
ihnen Verträge ab, durch welche die Juden sich gegen 
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besondere Vorrechte verpflichten, den neuen Dörfern 
eine besondere Zahl von Familien zuzufüliren. Sie sind 
von nun an Zwischenhändler zwischen den tQrkischen 
Landern, Polen und Russland, auch treiben viele von 
ihnen ein Handwerk. 

Erst zu jener Zeit kommt eine antisemitische 
Literatur zum Vorschein, die rein theologisch ist und im 
religiösen Vorurteil ihre (Jrundlage hat. Da es keine 
nationale Industrie, auch keinen nationalen Handel und 
keine nationale Kunst glebt, kann von wirtschaftlichen 
Ursachen des Antisemitismus keine Rede sein, diese hätten 
sich nur in den Dörfern geltend machen können, wenn die 
Juden dort bei den Bauern den grossen Grundbesitzern 
Konkurrenz gemacht hätten, aber schon diimals durften . 
sie sich nicht ausserhalb derStädte niederlassen. Die Pam- 
phlete richten sich also nicht gegen den Handel treibenden 
Juden, sondern noch gegen den Gottesmörder, dem ein 
alter, aber noch bei den civilisierten christlichen Völkern 
bestehender Aberglaube die Benutzung von Christenblut 
bei gewissen rituellen Ceremonien zuschrieb Diese An- 
schuldigungen wegen Kindermordes kamen in den ersten 
Jahren des 19. Jahrhunderts, als Rumänien unter die 
Herrschaft der Fanarioten gelangte, häufig vor. Das ging 
so weit, dass in der Walachei Konstantin Ypsilanti (1804) 
an den Metropoliten einen Erlass richtete, in welchem 
er verlangte, dass der Metropolit in einer Encyklika 
diese Anklagen für unbegründet erklären sollte; doch 
war dies ein vergeblicher Schritt, da jene Anschuldigungen 
von der Geistlichkeit selbst in Umlauf gesetzt wurden. 

Alle Ereignisse, die sich von nun an in den PQrsten- 
tümern abspielten, hatten ihre Rückwirkung auf die 
Juden. Während der russischen Okkupation wurden den 
Handwerkern und Händlern besondere Abgaben auf- 
erlegt, und als die Kalmücken im Jahre 1812 in Bukarest 
einzogen, zerstörten sie hauptsächlich das Judenviertel, 
metzelten die Kinder nieder und trugen sie aU 
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Trophäen auf ihroii Lanzen einher. Als im Jahre 1821 
der Chef der Hetärie Alexander Ypsilanti den Aufstand 
gegen die Türken schürte, richtete er, nachdem er mit 
einem kleinen Heer den Prut überschritten hatte, einen 
Aufruf an die Dacier, in welchem er erklärte, dass er 
nur durch die Moldau und die Walachei ziehen wolle, um 
nach Griechenland zu gehen. Die rumänischen Bojaren 
und Bauern rührten sich nicht und liessen die drei 
Paschas vonWiddin, Silistria und Bralla Ypsilanti schlagen 
-und nach Oesterreich zurückdrängen. Aber die Hetäriaten 
glaubten, die Befreiung Grriechenlands nicht besser als 
mit einer Niedermetzelung der Juden einleiten zu können. 
Als die eingeborenen Fürsten wieder zur Herrschaft 
gelangten, besserte - sich die Lage der Juden sowohl 
während der verschiedenen Regierungen unter dem 
russischen Protektorat, wie während der ersten Zeit der 
Kämpfe zum Zwecke der Vereinigung der Walachei 
und Moldau. Wenn im Jahre 1848 auch einige Mass- 
regeln gegen die Israeliten ergriffen wurden, so nahm 
doch in demselben Jahre das rumänische Begenerations- 
comitä die Emancipation der Juden und die Gleichheit 
der politischen Rechte für die Bürger aller Konfessionen 
in sein Programm auf. Die Juden konnten nun ruhig 
und ungestört leben und abgesehen von dem Aufruhr 
in Qalatz, im April 1859, der durch eine fälschlich er- 
hobene Anklage wegen Kitualmordes hervorgerufen 
wurde (die verhafteten Angeklagten wurden alle wieder 
freigelassen, da ihre Unschuld erwiesen wurde) sind die 
Juden damals nicht behelligt worden. Erst nach der 
Vereinigung der beiden Fürstentümer und unter der 
Regierung des Fürsten Karl von Uohenzollern begannen 
die Judenverfolgungen von Neuem. Diese haben von 
nun an einen ausgesprochen sozialen und politischen 
Anstrich, während die religiösen Motive dabei nur eine 
unbedeutende Rolle spielen. 

Wir wollen im weiteren darlegen, was diese Juden- 






Verfolgungen vor und nach dem Berliner Vertrage, der 
die Judenfrage in Rumänien regeln sollte, kennzeichnet, 
doch mttssen wir vorher erst einen Blick auf die 
wirtschaftlichen Zustände in den früheren Farstentflmeni 
werfen. 

Als diese FOrstentUmer im 19. Jahrhundert dem 
russischen Protektorat unterstellt wurden, herrschte 
dort noch das Feudalsystem. Eine Klasse Grosagrund- 
besitzer, die Bojaren, teils Rumänen, teils rumanisiert, 
und darunter Griechen, die mit den Fanarioten dort- 
hin gekommen waren (im Ganzen 75 in der Walachei 
- und 300 in der Moldau), war von allen Staatslasten befreit 
und hatte allein ein Recht auf die hohen Staatsämter. 
In zweiter Linie kam dann ein niedriger ungebildeter 
Adel, der die untergeordneten Beamtenstellen inne hatte 
oder vora_Ackerbau lebte, daneben eine Geistlichkeit, 
bestehend aus griechischen Mönchen, welche sich im 
Besitze des fllnften Teiles des rumänischen Gebiets be- 
fanden. Die untere Klasse bildete die grosse Masse von 
Bauern, Leibeigene, die von den Grundbesitzern oder ihren 
Pächtern ausgebeutet, und von den Steuereinnehmern be- 
drückt wurden, die allein alle Steuern zu zahlen hatten und 
Hunger leiden mussten um diese Steuern entrichten zu 
können. Am tiefsten in der socialen Rangordnung standen 
endlich die Zigeuner, die Sklaven der Bojaren. Einen 
Mittelstand und einen Ärbeiterstand gab es nicht Der 
Handel lag in den Händen der Griechen, Armenier und 
einiger Juden; Kleingewerbe und Handwerk wurden 
fast ausschliesslich von Ungarn, Serben, Bulgaren und 
Juden betrieben und zwar hielten sich die Serben, Bul- 
garen und Ungarn vorzugsweise in der Walachei, die 
Juden dagegen in der Moldau auf. 

Unter dem russischen Protektorat hat sich der 
wirtschaftliche Zustand des Landes kaum geändert 
Durch das „Organische Reglennent" von 18:i1 wurde 
zwar eme Gerichtsordnung, eine regelrechte Finanz- 
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Verwaltung und wenigstens zum Teil das öffentliche 
Unterrichtsweaen geschaffen, aber die oligarchische 
Staatseinrichtung blieb in ihrem ganzen umfange be- 
stehen. Nach wie vor hatten die Bauern die ganze 
Steuerlast zu tragen und verblieben die Bojaren im 
Besitze aller ihrer Vorrechte. Es wurde sogar bestimmt, 
dass das Stück Land, welches die Grundbesitzer ihren 
Leibeigenen zur Verfügung stellen mussten, von mm 
an einen weniger grossen Umfang haben sollte, die 
Bauern der ersten Kategorie hatten jetzt nur ein Recht 
auf 6 Hektare, während sie tMiher 24 beanspruchen 
konnten.*) Da der Bauer aus Mangel an Wiesen nicht 
im Stande war, sein Vieh zu erniihren, verarmte er noch 
mehr, wahrend die Grundbesitzer, nachdem durch den 
Vertrag von Adrianopel das Schwarze Meer dem inter- 
nationalen Handel geOffnet wurde, sich bereicherten, 
indem sie mit ihrem Getreide Handel trieben und das 
Land, welches sie den Bauern weggenommen hatten, 
besäten. Aber zur selben Zeit bildet sich infolge der 
Gesetze, durch welche Elementarschulen und Mittel- 
Schulen mit unentgelthchem Unterricht geschaffen 
worden waren, eine Klasse heraus, welche durch ihre 
Bildung von der grossen Masse des Volkes sich völlig 
absondert und aus der sich die Politiker und Beamten ■ 
Rumäniens rekrutieren. Diese Klasse, die dem Volke 
immer mehr entfremdet wurde, und überdies ihre höhere 
Ausbildung einzig und allein im Auslande fand, hatte 
bald gar keine Berührungspunkte mehr mit denen, die 
sie berufen war, zu vertreten. Sie verfolgte die geistige 
Bewegung in Europa, aber bemühte sich nicht die vor- 
handenen wirtschaftlichen Zustände in ihrem Vateriande 
mit jener Ideenwelt in Einklang zu bringen. 




*) Anm. Zu der ersten Kategoiie gehorten die Bauern, die 
* Ochsen hätten. Der Bauer der /.weiten Kategorie, der 2 Ochsen 
haUo, erhielt 3>/i Hektare Land. Der Bauer der dritten Kategorie 
hatte keine Ochsen iind nur ein Recht auf a'/s Hektare. 
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Die Sachlage änderte sich auch wenig nach der 
Emanzipation der Bauern im Jahre 1864. J&, das 
agrarische Problem wurde von diesem Augenblick an 
noch bedenklicher, denn es trat jetzt noch ein kommer- 
zielles und industrielles Problem hinzu. Die BemühuDgen> 
för diese Probleme eine Lösung zu finden, führten zu 
einem heftigen Antisemitismus. Gleichzeitig wurde ein 
ganzes System fremdenfeindhcher Gesetze ausgearbeitet, 
wie man ähnliclie sicherlich in keinem anderen euro- 
päischen Staate kennt 

Durch das Agrargesetz wurde der Bauer eman- 
zipiert.*) Als dieses Gesetz im Jahre 1 865 in Kraft trat, 
erhielten sofort 400 000 Personen zwei Millionen Hektare; 
doch hatten die kleinen Grundbesitzer jetzt nicht die 
Mittel, um ihr Stück Land zu bewirtschaften. Da der 
Bauer aus seinem Grund und Boden keinen Nutzen 
ziehen konnte, wollte er denselben verkaufen und wieder 
der Sklave des Grossgrundbesitzers werden, andererseits 
sah er wie mit dem Anwachsen seiner Familie sein 
Stück Land immer weniger ausreichte und zog es des- 
halb vor, Landarbeiter zu werden. Um dem entgegen- 
zuwirken, untersagte die Regierung zunilchst im 



*) Das Gesets besagte: „Die frohnpSichtigeii Bauern werden 
vollberechtigte Eigentümer der lAndereien, welche sich in Direm 
BesitBC befinden. Auf Iceincn Fall darf da^ Geblot, welches Eigen- 
tum der Bauern wird, melir als zwei Drittel des Gutes betragen, 
auf welchem sie ansAssig sind. Die Frohndienste, Zehnten und 
alle Lasten und Abgaben in natura oder in Geld sind in Rumänien 
für immer abgeschafft. Für die Ablösung der Frohndienste und 
Abgaben haben die Bauern jährlich je nach den verschiedenen 
Kategorien 56, 42 und 20 Free, zu zahlen Die Grundbesitzer sollen 
für ihre Landereien nach fünfaehu Jahren einlöebaro sehnproBentige 
Eommunalobligationen erhalten. Um diese Obligationen auazahlen 
EU können, soll die Regierung ermächtigt werden, während dieser 
füntkehu Jahre den Bauern Land von den Staatsdomänen 
Prelae von 60 Frcs. pro Hektar und in flin&ehn Jalu-en zahlbar eu 
verkaufen, docli darf einer und derselben Fainllie nicht mehr als 
10 Hektare Land verkauft werden. 
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Jahre 1866 die Abschliessung von Kauf- und Miets- 
verträgen und nahm in die Verfassung vom 
Jahre 1884 die Bestimmung auf, dass das Eigentum der 
Bauern bis zum Jahre 1916 unveräusserlich sein sollte; 
femer verteilte sie auf Umwegen*) Land aus den Staats- 
domänen. Sie konnte indessen nicht verhindern, dass 
der Bauer sich Geld Ueh, um sein Stück Land bebauen 
zu können und dadurch immer mehr in Schulden 
geriet 

Die Mittelklasse der Kaufleute und Gewerbe- 
treibenden bildete sich nur äusserst langsam heraus; 
sie existiert auch heute noch kaum. Die junge . 
Generation der Rumänen hatte an der Bildung dieser 
Mittelklasse keinen Anteil. Sie, die zum grössten Teil- 
vom niedrigen Adel abstammte und sich oi'st seit kurzem 
ganz oberBächhch mit den demokratischen Ideen ver- 
traut gemacht hatte, konnte sich von den Vorurteilen 
der Ahnen nicht freimachen. Für sie war die Arbeit, 
welcher Art sie auch sein mochte, etwas Niedriges und 
sie konnte sich den Staat nur als Ackerbaustaat denken, 
in welchem sich die Grundbesitzer und neben diesen 
ein grosses Beamtenheer von dem Produzenten ernähren 
lassen. Dieser Gedanke ist in dem Masse verwirklicht 
worden, dass es heute in Rumänien 23271 Beamte giebt, 
die bei einem Budget von 240 Millionen 6306099! Pres, 
kosten. Von den Politikern, deren beste Vertreter sie 
Bind, unterstützt, sorgen sie dafür, dass der Bauer in 
seiner misslichen Lage bleibt und haben höchstens noch 
Sinn für die Interessen jener winzigen Klasse von 
Kaufleuten und Gewerbetreibenden, die sich langsam 
gebildet hat**) 

*) Indem sie den Bauern diß voo ihnen zu zahlenden 
Aannf täten erUesa. 

'*) Die Rornftnon, sagt der hervorragendste mmilnische Ge- 
schichtsschreiber' Xenopol, sind entweder Bauern, Arbeiter oder 
Beamte. 
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E^ giebt ti-eilich in Kumanlen eine Klasse von 
Kleinbürgern und ein Handwerkerproletariat, aber diese 
bestehen hauptsächlich aus Fremden und Juden, die 
nach und nach und je nach den Bedürfnissen, welche 
die einheimischen Arbeiter nicht befriedigen konnten, 
eingewandert sind. Die Rumänen selbst haben diese 
Juden und Ausländer hergerufen und der Kampf, den 
sie heute gegen die Juden und Ausländer führen, erklart 
~ sich daraus, dass sie nicht imstande sind, Ihren von den 
Kfijnpfen für ihre Freiheit und Unabhängigkeit her- 
rührenden Chauvinismus mit den wirtschaftlichen Be- 

-^-dörfnissen und den Uberalen Ideen, die sie wirtschaftlieh 
weit vorgeschrittenen Nationen entlehnt haben, in Ein- 
klang zu bringen. Im Jahre 1848 verlangten das Keform- 
komitee der Walachei und die Liberalen der Moldau eine 
republikanische Verfassung und die Emanzipation der 
Juden. Heute sind gerade die Demokraten der Moldau 
die Vorkämpfer der fremdenfeindlichen und anti- 
semitischen Bewegung. Und zwar deshalb, weil seit 
1848 eine ganz kleine Bourgeoisie entstanden ist, welche 
den zweiten Wahlkörper bildet, den die Beamten und 
Deputierten „Cioicoi" (Demokraten) für ihre Zwecke 

' brauchen, und weil diese Bourgeoisie, sobald sie ins 
lieben getreten, verlangt hat, von der Konkurrenz der 
Ausländer und Juden befreit zu werden. Dieser Kampf 
hat nun in dem Lande, wo der Beamte alles ist, einen 
ganz eigenen Charakter angenommen. Man hat es 
nach und nach dazu gebracht, dass die meisten Ge- 
schäfte und Gewerbe als zur Staatsverwaltung gehörig 

. angesehen wurden, und zwar fing man, wie wir weiter 
sehen werden, bei der Tabaks- und Schankregie an und 
machte schliesslich auch aus den Droguisten und 
Krämern Beamte. Auch wurde eine Gesetzgebung zum 
Schutze der einheimischen Arbeiter geschaffen, um 
einerseits der Minorität der rumänischen Handwerker 
entgegenzukommen, andererseits vielleicht auch um den 
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Bauern einen Ausweg freizuhalten, die man wenigstens 
teilweise den Städten zuführen muss, um nicht eine go- 
f%hrliche Jacquerie zu schaffen. 

Betrachten wir jetzt näher, wie die Juden sich in 
diesem Lande während seiner Entwickelung benommen 
haben und wie man sie behandelt hat. Mau hat je nach 
der Ajigriffsweise die Zahl der jetzt in der Moldau und 
Walachei lebenden Juden höher oder niedriger ange- 
geben und ebenso abweichend über ilire Herkunft ge- 
urteilt Die einen sehätzten die jüdische Bevölkerung 
auf 600 000 Seelen in eiaera Lande von 6 Millionen Ein- 
wohnern und gaben sich den Anschein, als fOrchteteo 
sie, dEiss die für den Kampf weniger befähigten Ru- 
mänen den Juden unterliegen könnten; gleichzeitig be- 
hauptete man, dass diese Leute, welche den zehnten 
Teil der Einwohnerschaft Rumäniens ausmachen, keine 
Einheimischen, sondern Fremdlinge seien. Die anderen 
suchten die Gesamtzahl der Israeliten in Rumänien auf 
200000 herabzusetzen und wollten sie wieder als Ein- 
geborene oder doch wenigstens als seit Menschengo- 
danken im Lande ansässig ansehen. 

Wir haben gezeigt, dass man schon in den ersten 
Anfängen der Geschichte Daciens und der Fürstentümer 
dort jüdische Gemeinden findet Wir haben weiter ge- 
zeigt, dass infolge des in den Donaugegenden fast fort- 
während herrschenden Kriegszustandes verschiedene 
Völker, darunter auch Juden, über die damals noch nicht 
genau fixierten Grenzen ein- und auswanderten. Auch 
nach dem Aufhören dieses Kriegszustandes wanderten 
nichtsdestoweniger noch Ungarn, Serben, Bulgaren, Ar- 
menier, Griechen und Juden in Rumänien ein, um die 
von den Eingeborenen freigelassenen Plätze einzu- 
Vom Jahre 1866 an, wo die Judenverfolgung 
wieder anfing oder doch begann, systematisch betrieben 
zu werden, hörte die Einwanderung der Juden auf oder 
sie wurde doch ganz unbedeutend. Uebrigens musste 
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sie schon durch die Lage des Landes aachlasseo. 
Die BeyOUcerimg war an und fttr sich und auch durch 
die Asaimilierung bulgarischer und serbischer Ele- 
mente gestiegen und Einwanderer fanden keinen Platz 
mehr vor. 

Nun, schon in den Jahren 1775 und 1793 zahlte man 
nur in der Moldau 4000 jüdische Steuerzahler, eine Ziffer, 
die also wenigstens 25000 Seelen repräsentiert. Die 
letzte amtliche Volkszählung vom Jahre 1899 ergab, 
dassin der Moldau und Walachei 269015 Juden wohnten.*) 
Berechnet man die normale Zunahme einer sehr frucht- 
baren Bevölkerung von über 25000 Seelen — denn auch 
in der Walachei lebten zahlreiche Juden — für einen 
Zeitraum von hundert Jahren, so wird sich heraus- 
stellen, dass selbst, wenn mau den Umstand in Betracht 
eieht, dass Bessarabien, wo eine ziemlich grosse An- 
zahl Juden lebte, im Jahre 1812 von Russland annektiert 
wurde, die Einwanderung der fremden ungarischen und 
galizischen Juden nicht so bedeutend war, wie man be- 
hauptet hat. Allerdings fand eine solche thatsächlicb 
statt, doch war sie unvermeidlich, da in den Städten 
Bumäniens sowohl wie auf dem Lande fortwährend 
fremde Arbeitskräfte verlangt wurden. 

Eis leben also 269000 Juden in Rumänien. Was 
hat man ihnen nun vorzuwerfen? Sind femer die Vor- 
würfe, die man gegen sie erhebt, gerechtfertigt? Auf 
den einen Vorwurf, dass die Juden neue Ankömmlinge 
in Rumänien seien, haben wir bereits geantwortet Seit 
vierzig Jahren hat die Einwanderung aufgehört, die 
jetzige Generation der Juden ist zum grössten Teil auf 
rumänischem Boden geboren und sie ist als so völlig 
rumänisch angesehen worden, dass man sie sogar zum 
Militärdienst herangezogen hat. Ueberdies hat das Land 

*) Nacti der VolIcuUiluiig vom Jahre 1694 beUef sich die 
Zahl der Jaden ftuf H&82S und danmlB sprach Stordia la der 
KMuner TDD 488 188 Jodea. 
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aus ihrer Thatigkeit auf dem Gebiete des Handels und 
der Industrie bis heute Nutzen gezogen. Wir werden 
auf diesen Punkt noch zurückkommen, wenn wir spater 
die Gesetzgebung gegen die Ausländer besprechen, 
denn das ist der eigentliche Angelpunkt der Judenfrage 
in Rumänien. 

Was wird nun den Juden weiter vorgeworfen? 
Sie haben, sagt man, weder historische noch moralische 
Beziehungen zu dem Lande.. Sie haben andere Sitten, 
die ihrer besonderen Religion zuzuschreiben sind, sie 
wollen sich nicht assimilieren, nicht die Sprache der- 
jenigen lernen, mit denen sie zusammenleben und sIcU"- 
deren Gewohnheiten nicht anpassen. Als man den 
Grundsatz verfolgte, die Juden durch die Schule zu 
rumanisieren, machte man ihnen zum Vorwurf, dass sie 
lernbegieriger als die Rumänen seien, aber trotz dieses 
Vorwurfs, der mit dem vorher erwäiinten in Wider- 
spruch steht, bestand das Vorurtheil weiter, dass sich 
der Jude nicht assimilieren könne. 

Die Juden, behauptet man weiter, haben den 
Handel an sich gerissen.*) Das ist zutreffend aber nicht 
nur för gewisse Juden, sondern für die Ausländer über- 
haupt. Doch haben diese im eigentlichen Sinne des 
Wortes nichts an sich gerissen, sondern nur einen 
Platz im Wirtscliaftsleben besetzt, den die Eingeborenen 
zum grossen Sehaden Rumäniens nicht ausfüllen konnten. 
Man behauptete früher, dass die Juden die Bauern 
durch den Branntwein, den sie ihm verkaufen, ver- 
giften; durch das Schankgesetz ist diese Anklage hin- 
fällig geworden, denn dieses hat bewiesen, dass der 
Bauer durch den Branntwein vergiftet wird, gleichviel 
welcher Schankwirt ihm den Branntwein verkauft. 
Uebrigens hat der Alkoholismus in der Walachei, wo 
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die Juden niomalö Öchivnkwirto waren, dieselben Ver- 
heerungen angeriühtet wie in der Moldau und diese 
haben nicht abgenommen, seitdem rechtgläubige Wähler 
diese Posten bekleiden. 

Die Juden sollen auch die Rumänen durch den 
Wucher ins Elend gebracht haben. Der Wucher ist 
sicherlich eine der Ursachen, durch welche der Bauer 
zu Grunde gerichtet worden ist, aber es ist nicht die 
alleinige und auf keinen Fall die eigentliche Ursache. 
Der Wucher ist die notwendige Folge der agrarischen 
Einrichtungen des Landes, der Art und Weise wie das 
Eigentum der Bauern geschaffen worden ist, des 
schlechten Kreditsystems und der Umstände, unter 
denen der Bauer in den Besitz des Grund und Bodens 
gelangt ist, ohne dass ihm die nötigen Mittel zur 
Ausnutzung desselben zur Verfügung gestellt wurden. 
Es ist nicht zu leugnen, dass eine Anzahl Juden den 
Wucher betrieben haben, denn dieser ist kein Monopol 
der Christen.*) In der Moldau und Walachei machte 
auf dem Lande der jüdische Wucherer dem griechischen 
und armenischen Konkurrenz, aber seine Wucher- 
geschäfte waren verhältnismässig unschädlich, denn er 
konnte sich des Pfandes, worauf er lieh, nicht be- 
mächtigen und es lag in seinem Interesse, den Darlehns- 
empfiiuger zu schonen. Wenn die Güter der Bauern 
jetzt verpfändet sind, so sind sie es thataächlich der 
rumänischen Hypothekenbank und jedenfalls unter 
harten Bedingungen, da die Nationalbank im Jahre 1899 
ihren Diskontosatz auf 10% erhöhte. Uebrigens bilden 
diese jüdischen Wucherer, wie sie auch vorgehen 
mögen, nur eine ganz unbedeutende Minorität; man 
braucht nur auf die wirtschaftliche Lage der rumänischen 
IsraeUten eineu Blick zu werfen, um sicli davon zu 
überzeugen. 
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Die grosse Mehrzahl der Kaufleiitc und Himd- 
werkor, ungcfölir zwei Drittel, sind Juden und Aus- 
länder, in gewissen Ortschaften der Moldau sogar QO'/o. 
Abgesehen von einigen grossen Kaofleuten und Indu- 
striellen und einer zur mittleren Bourgeoisie gehörenden 
UinoriUlt treibeu die Juden alle möglichen üandwerke. 
Sie sind Tapezierer, Schneider, Sr-huster, Klempner, 
Tischler, Maurer, Dachdecker, Schmiede, Drechsler, 
Kutscher, Wassertnlgor. Lastträger, Hafenarbeiter, 
Fftbrikarheiter u. s. w. Sie wohnen fast ausschliesslich^ 
in den Stildten, denn nach der VolksxAhlung vom Jahre 
1899 sind von 269 OOU Juden i'JOOOO Bewohner der 
eigentlichen Städte im Gegensatz zu den ländlichen 
Städten und Flecken, die man so genannt hat, um 
durch diesen Kunstgriff die Juden aus den Dörfern jagen 
zu können. Diese Konzentrierung der Juden in den 
Städten, die durch eine systematische Vertreibung der- 
Helben aus den Dörfern horbeigefllhrt worden ist, hat 
eine Verannung und Proletarisierung der Vertriebenen 
zur Folge gehabt. Die seit dem Jahre (R72 erlassenen 
Ausnahmegesetze haben diese Verarmung noch be- 
schleunigt und die Zahl der Arbeitslosen immer mehr 
vergröasert. Nehraeu wir zwei mittlere Städte als Bei- 
spiel; In Bakau kommen auf 7 929 Juden (darunter 
4 658 Kinder) ItHK) Handwerker. Die üebrigen sind 
Arme und kleine Händler; in Roman sind von 1378 
Familienvätern 34Ö Handwerker, die Übrige jüdische Be- 
völkerung besteht wie in Bakau und allen anderen 
Städten Rumäniens aus Armen und kleinen Kaufleuten. 
In den letzten fünfzehn .lahren hat sich die Zahl der 
Annen noch vermehrL Die Handelsleute sind durch 
das Gesetz über den Hausierhandel ruiniert worden 
und die jüdischen Arbeiter konnten, da sie von den 
gewerblichen Fortbildungsschulen ferngehalten wurden 
und daher keine Fortschritte in ihrem Handwerk 
machten, mit den zahlreichen deutschen Arbeitern, die 
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nft(;h Rtimilnien strflmteii, iiielit konkurrieren. Zu diesen 
Ursiichen des wirtschaftlichen Niedergaupes kommen 
noch die eigentlichen Verfolgungen, allerlei Chikauen 
lind das ganze Gesetzgebungssystem. Wir wollen uns 
mit diesem der Reihe nach beschäftigen und werden 
uns hiernach ein deutliches Bild der jetzigen Lage der 
Juden in Ruinitnien machen könnnn. 

Wenn die Juden während des ersten Viertels des 
19. .(ahrhundests in den Fürstentümern zu leiden hatten, 
so hatten sie dies nicht den Bewohnern des J^andea zu 
verdanken. Sie wurden die Opfer aller auswärtigen 
Interventionen, die Opfer der Kilrapfe und Wirren, die 
von den Griechen, Türken oder Russen herbeigeführt 
wurden und die sich in der Moldau und Walachei ab- 
spielten. Der Bojar, der den Juden als Vermittler 
brauchte, schützte ihn besonders in der Walachei und 
der Bauer, wenn er nicht von den Mönchen aufgehetzt 
wurde, lebte mit Uim im guten Einvernehmen. Als 
unter der russischen Schutzherrschaft die Ruhe im 
I^ando wiederhergestellt worden war, besserte sich 
auch die Lage der Israeliten. Sie verschlechterte sich 
wieder im Jahre 1859 nach der Wahl Kuza'a zuraUberhaupt 
derVereinigten Füi-stentümer. Als die eigentlichen Ivtlmpfe 
der politischen Parteien begannen, wurden die Juden 
das Opfer dereelben. Die theoretischen Liberalen ver- 
langten die Emanzipation der Juden, denn sie rechneten 
auf die Unterstützung dieser künftigen Wähler; die 
Demokraten, die von der erst entstehenden kleinen 
Bourgeoisie unterstützt wurden, forderten eine weitere 
Eiiischrilnkung der Rechte der Juden. Mit der Regierung 
des Hoheiizollern begannen die Gewalttiiätigkeiten und 
Ausnalimemassrcgeln. Gleich nach der Tlironbesteigung 
des von allen Parteien verlangten „fremden Füi'sten" 
brachen die ereten Unruhen aus. Sie waren eine Folge 
der Bemühungen des MinisterpriLsidenten ßratiano, die 
Juden zu emanxiijicreu und zwar dadurch, dass er zu 
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diesem Zwecke in den Verfassungseiifwiirf, den er dem 
Parlament vorlegte, einen Artikel einfügte. Dieser 
Artikel, den Joh. Bratiano und Rosetti ihren konser- 
vativen Kollegen des Kabinets Catargi aufzwangen, be- 
sagte: „Die religiöse Konfession ist kein Hindernis fttr 
die Naturalisation in Rumilnien. Was die Israeliten be- 
trifft, so wird ein besonderes Oesetz ihre Zulassung zur 
Naturalisation und infolgedessen zu den bürgerlichen 
Rechten regeln," Als dieser Artikel in der Eamnier zui- 
Beratung gelangte, erhoben die Vertreter der kleinen 
Bourgeoisie der Moldau dagegen heftigen Einspruch. 
Um auf die Deputierten einen Druck auszuüben, hetzte 
der Direktor eines demokratisch-antisemitischen Blattes 
Casar BoHiac die Volksmassen auf. Die H,ftuser der 
Juden wurden geplündert, die Synagoge in Bukarest 
zerstört, die Juden selbst misshandelt. Infolge dieser 
Unruhen bekam das Ministerium liHircht, es zog seinen 
Gesetzentwurf zurück und veranlasste die Kammer, den 
Artikel 7 der Verfassung anzunelunen, welcher besagte, 
dass nur Christen rumänische Bürger werden können. 
Ein Jalir darauf ergriff der eigentliche Chef des 
Ministeriums Kretsulesco, Johann Bratiano Massregcln 
gegen die Juden, um die Stimmen der Moldauer für 
sich zu gewinnen und seinen Entwurf bezüglich der 
Heeresreform zur Annahme zu bringen. Derselbe Johann 
Bratiano hatte auf sein Reformprograram vom Jahre 1848 
die Emanzipation der Juden gesetzt und hatte im Jahre 
1806 versucht, sie durch die Verfassung bestätigen zu 
lassen. Jetzt setzte er den Artikel 50 des Organischen 
Reglements wieder in Kraft und die Rundschreiben, 
durch welche den Juden untersagt wurde, in den länd- 
lichen Gemeinden zu wohnen, Land zu pachten, und 
Qasthofsbesitzer oder Schankwirte zu werden. Auch 
that er nichts, um die ernsten Unruhen in Jassy zu 
verhindern und beachrilnkte sich darauf, die von den 
Mächten erhobenen Vorstellungen mit einer ganz 
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platonisohon Regierungserklärung zu beantworten, in 
weicher er sich gegen die Religionsverfolgungen aus- 
sprach. Die Poiizei, das Militftr und die Civilbeamten 
wussten wohl, was das zu bedeuten hatte. Trotz der 
Regierungserklärung wurden die Juden überall wie 
Vagabunden verhaftet, aus den Dörfern verjagt und 
überall mit ausserordentlicher Brutalität behandelt Ja, 
in Galatz warfen die rumilntschen Soldaten achtzehn 
arme Israeliten in die Donau, von denen zwei ertranken. 
Dieses Verbrechen machte den peinlichsten Ein- 
druck. Die fremden Konsuln überreichten dem Präfekten 
von Jassy eine Note, in welcher sie gegen diese verab- 
scheuungswürdige Barbarei Einspruch erhoben. Im 
englischen Parlament wurde gegen diese Vorgange 
interpelliert, Lord StrafFord verlangte eine Intervention 
der britischen Regierung. Die Judenverfolgungen 
wurden dann infolge dieser Kundgebungen eingestellt, 
doch nur auf kurze Zeit. Die Judenfrage durfte im 
Interesse der Politiker nicht in Vergessenheit geraten. 
Schon im Anfang des Jahres 1868 brachen neue anti- 
semitische Unruhen in Berlad, Kalarasch und Galatz 
aus; gleichzeitig wurde von 31 Deputierten, die der 
Fraktion der unabhängigen Liberalen angehörten, be- 
antragt, die Juden aus den ländlichen Gemeinden zu 
verjagen und ihnen nur mit Zustimmung der Gemeinde- 
räte zu gestatten, sich in den Städten niederzulassen. 
Kaum war dieser Antrag eingebracht, ao brachen wie 
gerufen neue Unruhen aus, als sollte durch sie die Not- 
wendigkeit des erwähnten Antrages bewiesen werdenl 
In Bakau wurde der israelitische iiegräbnisplatz ent- 
weiht, und fünfhundert Familien wurden verjagt, nach- 
dem man ihre Häuser in Brand gesteckt hatte. (April 
1868.) Die fremden Konsuln erhoben aufs Neue Ein- 
spruch gegen die Greuelthaten der Rumänen und im 
enghschen Oberhaus wurde abermals interpelliert. Lord 
Stanley tadelte in seiner Beantwortung der Interpellation, 
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eine solche Reibe von Ge\vaUt\kten, „die ohne ver- 
Qüoftigeu oder auch nur erkennbaren Grund begangen 
wordeil sind." Angesichts dieses Tadels sandte das 
rumänisclie Kabinet den Milchten eine Note, in welcher 
OS sich verpflichtete, die .ludcnfrage in einer den 
Forderungen des Jahrhunderts entsprechenden Weise 
zu lösen und ohne dass dadurcli die nationalen Interessen 
verletzt würden. 

Es folgte dann eine Periode der Ruhe, die Demo- 
kraten befürchteten die Intervention der Mächte und 
sie gaben die Parole aus: „Kein öffentlicher Skandal, 
keine Unruhen mehr!" Man beschränkte sich auf 
chikanöse Verwaltungsmassregeln. Wfthrend des 
Sommers des Jahres 1870 begannen jedoch die Unruhen 
wieder, bi Bakau, Tokutsch, ßotoschani wurden die 
Häuser und die Läden der Juden zerstört und ge- 
plündert, ihre Besitzer misshandolt. In den Jahren 1871 
und 1872 kamen in anderen Städten ähnliche Unruhen 
vor, in Cahul und Vilcin wurden sogar .jüdische Frauen 
und Mädchen vergewaltigt. Europa, welches damals 
noch leichter in Aufregung geriet und noch bemüht war, 
Liberalismus und Gerechtigkeitssinn zu heucheln, inter- 
venierte nochmals. Im deutschen Reichstag, im eng- 
lischen Qnterhause und in der holländischen Kammer 
fanden Interpellationen statt. Die amerikanische Re- 
gierung forderte Frankreich auf, einzuschreiten, und die 
Türkei forderte als Suzerftn der Fürstentümer das 
rumänische Kabinet auf, die herrschenden Missstände 
KU beseitigen. Gleichzeitig begannen die verfolgten 
Juden auszuwandern und die Minister des Fürsten Karl, 
welche die etwaigen Folgen einer Massenauswanderung 
zur Flucht gezwungener und auf öffentliche Unter- 
stützung angewiesener armer Juden fürchteten, ergriffen 
Massregeln, so dass einige Jalire, bis Ende 11176, Ruhe 
eintrat 

Am Anfang dos Jahres tl!77 wurden die Juden- 
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Verfolgungen wieder aufgenommen, denen nur der 
russisch-türkische Krieg und die Beteiligung des 
FLimänischen Heeres an dem Feldzug ein Ende machten. 

Nach der Niederlage der Türkei, der Kapitulation 
von Plewna, der Okkupation Antivaris seitens der 
Montenegriner und Nisch seitens der Serben und nach 
dem Vertrage von San Stefano schritten die Mflchte 
ein. Ca e» ihnen darum zu thun war, das ottomanische 
Reich zu retten und gleichzeitig ihre durch die 
slavischen Bestrebungen verletzten Interessen zu wahren, 
beschlossen sie auf Anregung Englands einen Kongress 
in Berlm abzuhalten, um den Vertrag von San Stefano 
abzuändern und die Lage der Balkan- und Donau- 
fOrstentümer zu regeln. 

Der Kongress wurde am 13. Juni 1878 eröffnet. 
Seinen Beschlüssen zufolge wurde Rumänien für unab- 
hängig erklJlj't und zum Königtum erhoben, aber auch 
die Judenfrage, welche die Parlamente der verschiedenen 
europäischen tirossstaaten so häufig beschäftigt hatte, 
musste von den Teilnehmern des Kongresses erledigt 
werden. Die Mächte erkannten infolgedessen die Un- 
abhängigkeit Rumäniens nur unter dem Vorbehalt an, 
dass der Artikel 7 der Verfassung abgeändert würde,*) 
Der Artikel 44 des Vertrages vom 11), Juli 187R besagte: 
„In Rumänien darf die Verschiedenheit des religiösen 
Glaubens oder der Konfession niemandem gegenüber 
als ein Orund der Ausschliessung oder UnHibigkeit hin- 
sichtlich des Genusses der bttrgertichen oder politischen 
Rechte, der Zulassung zu den öffentlichen Aemtern und 
Ehren oder der Ausübung der einzelnen Professionen 
und Gewerbe gleichviel in welcher Ortschaft benutzt 
werden. Die Preilieit und Ausübung eines jeden Kultus 
sind allen rumänischen Staatsangehörigen sowie den 



*) Der Artik«!, welcher beHtiinniU>, dnss 
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Ausländern gesichert und ihren Beziehungen zu ihren 
kirchlichen Oberhäuptern sowie der hierarchischen 
Organisation der verschiedenen religiösen Gemeinden 
wird Iteinerlei Hindernis in den Weg gelegt. Die Staats- 
angehörigen aller Mikjhte, Kaufleute oder andere werden 
in Rumänien ohne Unterschied der Religion auf dem 
Pusse völliger Gleichberechtigung behandelt" 

Nach der Veröffentlichung dieses Artikels konnten 
sich die Juden ftlr frei halten. Sie irrten sich jedoch, 
sie sollten jetzt nur einem neuen und mehr verkappten 
System von Verfolgungen ausgesetzt werden, unter 
welchen sie schwerer als unter allen früheren zu leiden 
hatten. Als Bratiano und Cogalniceano dem Fürsten 
Karl die Beschlösse des Kongresses mitteilten, fflgten 
sie hinzu, „dass dieser Beschluss unzweideutig wäre und 
den Juden die Bürgerrechte gewahrt werden müssten", 
Die rumänischen Patrioten benutzten sofort die 
chauvinistische Aufwallung, die bei einem siegreichen 
Volke, das zum erstenmal militärischen Ruhm geerntet, 
durch den Verlust einer Provinz (Bessarabiens, welches 
Russland erhalten hatte) hervorgerufen wurde, und die 
Agitation begann. Während die Regierung ihre Absicht 
zu erkennen gab, die einzelnen Bestimmungen des 
Vertrages zu beobachten und Senat und Kammer ihr 
zustimmten, suchte sie andererseits den Artikel 44 zu 
umgehen. Sie wollte die Mitglieder der Opposition aus 
der Moldau befriedigen, welche entschlossen schienen, 
bis zu einem Aufstande zu gehen, „um die Absorbierung 
Rumäniens durch die Juden zu verhindern." Es wurden 
zu den Mächten Delegierte gesandt, welche diese dazu 
bewegen sollten, sich mit der Versicherung zu begnügen, 
dass man später die in Frage stehende Bestimmung des 
Berliner Vertrages ausführen würde. Die europäischen 
Kabinette lehnten dies ab und verlangten, dass vor der 
Anerkennung Rumäniens dieses sich endgiUig und in 
dem angegebenen Sinne aber die Frage äussere. 
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Um Zeit zu gewiiuion, Hess das rumänische 
Miniätorium daiin nähere Erkundigungen darüber einholen, 
welchen Juden die Bürgerrechte gewährt werden sollten. 
Es fragte an, „ob die Naturalisation allen Juden oder ge- 
wissen Kategorien oder jedem einzelnen gewährt werden 
müsse und ob die Anerkennung auf dem Verwaltungs- 
wege oder durch Gesetz stattzufinden habe." England, 
Prankreich und Deutachland erhoben Einspruch, um so 
mehr, als der rumänische Delegierte, der filihere Demo- 
krat und Anhänger der Emanzipation der Juden, Rosetti, 
jetzt die Juden als Ausländer ansah. Der Fürst Karl 
griff dann ein. Er forderte den Metropoliten von Jassy 
auf, die Toleranz zu predigen — woraus hervorgeht, dass 
trotz spjiterer Abmachungen die religiösen Gründe des 
Antisemitismus sich noch immer geltend machten*) — 
und auf die Anregung Carps, eines der seltenen Moldauer 
Konservativen, der liberal in seinen Anschauungen war, 
schlug der König dem Ministerrat folgende Lösung der 
Frage vor: 1. Der Artikel der Verfassung, der die Natu- 



') Diese religttiseii Motive sind von den nimÄnlschen AnÜ- 
Rcmiten nicht immer verborgen gehalten worden. Die „AntisemiÜBche 
Vereinigung Rumäniens'', die im Jahre 1896 gegi'ündet wurde, stellte 
sic^h unter anderem die Aufgabe (g 2 Ksp. < ihrer Statuten); ,Die 
Wahrung und Entwickelung der religiösen Gesinnung, die Be- 
kAnipfung des verderblichen EiaAusses der Juden und der durch 
eine hlsche Deutung der humanitAi'en Grundsätze herbe ige Aihrten 
Demoralisation." Eine hciTorragendo Persönlichkeit, Xenopol, der 
Rektor der tlniversitlft von Jassy, veröffentliehte in einer israeliti- 
schen Zeitschrift (Univere IsraAllte Man 1890) zwei Artikel, in 
welchen er darlegte, dass die Judenfrage In Riimfiuieu nur dadurch 
gelöst worden könne, dass »ich die Juden taufen Uissen, da die 
jüdische Religion das Hindernis flir die AssimiUerung der Juden 
sei. Seiner Ansicht nach „musBte den nicht getauften Juden die 
Naturalisation durchaus verweigert werden und ebenso dürften sie 
nicht die geringste Aussicht auf Erfolg In einer öffentlichen Lauf- 
bahn haben, dagegen inüsstc der getaufte Jude sofort naturalisiert 
und niilssten llim alle Wege gcöITuet worden." Wenn aber der 
Jade wirklich der Blutegel des runilulschen Volkes ist, wie kann 
dann di(?scr Blutegel durch die Taufe allein uuschüdllch werden? 
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ralisation nur für Christen zulasst, wird gcatrichea. 
2. Daa Bürgerrecht wird den Juden gewählt, welche im 
Lande geboren sind — besonder», wenn ihre Eltern 
dort auch schon geboren sind — und die nie unter 
fremdem Schutze gestanden haben und zwar unter 
folgenden Bedingungen: a) dass sie Militärdienst leisten, 
b) Personalsteuer zahlen, c) eine rumänische Schule be- 
sucht haben, d) ein Handwerk im Lande ausQbe» u. s. w. 
Diese Bemühungen des Fürsten hatten aber keinen Er- 
folg, Wahrend der Finanzminister Sturdza nrimlich in 
diesem Süine unterhandelte, arbeitete die Initiativkom- 
mission der rumämschen Kammer einen Gesetzentwurf 
aus, dem sich eine ungeheure Majorität anschloss und 
deren Hauptgrundsätze die folgenden waren: 

1. E^ giebt keine rumänischen Israeliten und es hat 
solche niemals gegeben, sondern vielmehr ausländische 
Israeliten, die allerdings im Lande geboren sind, aber 
sich weder hinsichtlich der Sprache noch hinsichtlich 
der Sitten der rumänischen Nation assimiliert haben, 
ja das auch gar nicht anstreben. 

2. Die Naturalisation kann jedem Ausländer ohne 
Unterschied der Konfession einzeln und durch ein be- 
sonderes Gesetz gewährt werden. 

3. Die Form, in welcher diese Naturalisation zu 
geschehen hat, musa in der Verfassung vorgeschrieben 
werden. 

4. Das Recht, unbewegliche Güter auf dem Lande 
zu erwerben, soll ein poUtisches und kein bürger- 
liches sein. 

Der Ministerpräsident sprach sich gegen diesen Ge- 
setzentwurf aus. Er wusste, dass der Minister Sturdza 
die Mächte zu bewegen suchte, sich mit dem Versprechen 
der späteren Ausführung des Art. 44 des Berliner Ver- 
trages zu begnügen, wogegen gewisse Kategorien von 
Juden sofort naturalisiert werden sollten und zwar: 
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1. Diejenigen, welche der Miütärpfliclit genügt 
hatten. 

2. Diejenige», welche in Rumtlnien einen akademi- 
schen Grad erlangt und die fünf ersten Klassen eines 
rumänischen Gymnasiumü absolviert hatten. 

X Die, welche dem Staat, Wohlthätigkeits- oder 
Erziehungsanstalten Schenkungen gemacht hatten. 

4. Die, welche ein Werk in rumänischer Sprache 
veröffentlicht hatten. 

5. Die, welche Fabriken, mit Ausnahme von Brannt- 
weinbrennereien, gegründet hatten. 

6. Die städtischen Grundbesitzer mit einem Ein- 
konmien von wenigstens 100 Dukaten und die Kaufleute 
und Industriellen, welche eine direkte Einkommensteuer 
von 80 Piastern zahlten. 

Alle übrigen, die nicht einer dieser Kategorien an- 
gehörten, sollten einzeln naturalisiert werden können, 
wenn sie den Bestimmungen des Art. 16 des bürgerlichen 
Gesetzbuchs vom Jahre iBf)4 nachkamen, nach welchem 
, jeder Ausländer nach zehnjährigem Aufenthalt auf sein 
Verlangen und auf Anregung des Fürsten durch die 
gesetzgebende Körperseliaft naturalisiert werden kann, 
wenn er sich durch sein Verhalten dem Lande nützlich 
erwiesen hat." 

Aber einerseits erhoben die englische und die 
französische Regierung Einspruch gegen die Aufifassung, 
dass die Juden als Ausländer anzusehen seien, was 
keine Nation zugeben könnte, da man erklärte, dass die 
Juden im Lande geboren und militärpöichtig seien. 
Andererseits wollten die rumänischen Antisemiten nicht 
einmal die Naturalisirung gewisser Kategorien von Juden 
zulassen und der Minister des Auswärtigen, Boeresco, 
erklärte dies ausdrücklich. Angesichts dieses Vorgehens 
der Rumänen verlangte der französische Minister des 
Auswärtigen, AVaddington, in Uebereinstimmung mit der 
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englischen Regierang, das« folgender Artikel in die Ver- 
faÄ8ang aufgenommen werden sollte: „Diejenigen Per- 
sonen, die in Rumänien geboren und dort bis zu üaer 
Mündigkeit erzogen worden sind, sollen nach dem im 
Artikel 44 des Berliner Vertrages enthaltenen Grund- 
satz alle borgerlichen und polittschen Rechte sofort er- 
langen." 

Wenn die Machte weiter zusammengehalten hätten, 
wäre der Widerstand der Rumänen gebrochen worden, 
aber da man ihnen gestattet hatte, die Ausführung der 
übernommenen Verpflichtungen zu verzögern, konnten 
sie weiter Widerstand leisten und schliesslich, dadurch, 
dass sie das Einvernehmen der Mächte zerstörten, den 
Sieg davontragen. Deutschland war bei dieser Ge- 
legenheit der unentbehrliche Verbündete. Das rumäni- 
sche Kabinet benutzte geschickt die im Deutschen Reiche 
von der Partei der protestantischen Pastoren angefachte 
antisemitische Strömung, die von den Konservativen 
und Agrariern unterstützt wurde. Die Frage der ro- 
manischen Eisenbahnen wurde auch für die Haltung 
Deutschlands bestimmend. Die schlesischen Magnaten 
waren in den zur Ausfdbrung der rumänischen Eisen- 
bahnen gebildeten Gesellschaften mit beträchtlichen 
Kapitalien beteiligt Ftlr sie war es von grosser 
Wichtigkeit, die Zustimmung der rumäniscben Regierung 
zu den verlangten Rockkaufbedingungen zu erlangen und 
ebenso eine Billigung des ersten Berichts bezüglich ihrer 
Ausnützung. Hierfür war die Anerkennung des König- 
reichs seitens der Mächte durchaus notwendig. Deutsch- 
land, welches sich in diesem Falle von den Interessen 
seiner Kapitalisten leiten Hess, brachte es dazu, dass 
Europa sich bezüglich der Juden in Rumänien mit einer 
platonischen Erklärung begnügte. Der Artikel 7 der ru- 
mänischen Verfassung, welcher besagte: „Man erwirbt, 
behält und verliert die rumäuische Nationalität nach den 
Bestimmungen des büi'gerlichen Gesetzbuchs, nur die 
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Auälfinder christliuhcr Konfession können die Niiturali- 
sation erlangen" — wurde aufgehoben und durch 
folgenden ersetzt: 

„Die Verschiedenheit des religiösen Glaubens und 
der Konfession bildet in Rumänien kein Hindernis für 
die Erwerbung und Ausübung der bürgerlichen und 
politischen Rechte. 

§ 1 . Jeder Ausländer ohne Unterschied der Religion 
gleichviel, ob er einem fremden Schutze unter- 
steht oder nicht, kann die Naturalisation unter folgen- 
den Bedingungen erlangen : 

a) Er hat an die Regierung ein Katuralisations- 
gesuch zu richten, welches genaue Angaben über sein 
Kapital, seinen Beruf enthalten und in welchem er seine 
Absicht zu erkennen geben muss, sich in Rumänien 
niederzulassen. 

b) Vom Augenblick an, wo er sein Gesuch einreicht, 
musB er seinen Wohnsitz in Rumänien zehn Jahre lang 
aufschlagen und durch sein Verhalten beweisen, dass 
er dem Laude nützlich ist. 

§ 2. Von dieser Aufentbalt&zeit können dispensiert 
werden : 

a) Diejenigen, welche in Rumänien nützliche In- 
dustrien oder Erfindungen einfahren, die, welche sich 
durch besondere Talente auszeichnen oder die, welche 
im Lande grosse kommerzielle oder industrielle Eta- 
blissements geschaffen haben. 

b) Die, welche in Rumänien geboren und erzogen 
worden sind und deren Eltern dort wohnen, und die 
niemals ebensowenig wie ihre Eltern unter fremdem 
Schutze gestanden haben. 

c) Die, welche während des Krieges unter der 
Fahne standen und auf Vorschlag der Regiei-ung gemein- 
sam durch ein einziges Gesetz naturalisiert werden 
können. 
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§ 3. Die Natural imitioii kann immor nur einer oin- 
zeliien Person und durch Gesetz gewährt werden.") 

§ 4. Ein besonderes Oesetz wird bestimmen, unter 
welchen Bedingungen die Ausländer ihren Wohnsitz ia 
Rumänien aufschlagen können. 

Die bis jetzt erworbenen Rechte bleiben unan- 
getastet. Die bestehenden internationalen Verträge 
bleiben mit allen hierin enthaltenen Bestimmungen in 
Kraft.'- 

Um Europa einen Beweis seiner guten Absichten zu 
geben, naturalisierte Rumänien sofort 90() Juden, die an 
dem Unabhängigkeitskriege teilgenommen liatten. Da 
die meisten auf dem Sehlnchtfelde gefallen waren, kam 
die moldau-walachische Grossmut nur 200 Personen zu 
gute. Als Erwiderung überraittelten Deutschland, England 
und Frankreich dem rumänischen Kabinett eine gleich- 
lautende Note folgenden Inhalts : 

„Die Regierung kann nicht zugeben, dass die neuen 
Verfassungsbostimmungen, die ihr mitgeteilt worden 
sind, völlig den Absichten entsprechen, welche die Sig- 
natarmächte des Berliner Vertrages geleitet haben und 
besonders entsprechen demselben nicht diejenigen Be- 
stimmungen, nach welchen die Personen, die sieh nicht 
zur christlichen Religion bekennen, aber in Rumänien 
ihren Wohnsitz haben und übrigens keiner fremden 
Nationalität angehören, genötigt sind, sich den Formali- 
täten einer Naturalisation zu unterwerfen. Jedoch ver- 
trauend, dass die fürstliche .Regierung gewillt ist, bei 
der Anwendung dieser Besthnmungen sieh mehr und 
mehr den liberalen Ideen anzuschliessen, von WBlchcn 
die Mächte durchdrungen waren und in Anbetraclit 

•} Bei diesem Rygtera und seiner enghertigpii Anwendnug 
— wie diese Inr die Juden iniiner gebi'SiicIilicli war — kann ein 
Mann oiiue seine Pi^u aaturallsfci-t werden. Ein Jude kann Kiiuiünu 
sein und sein« Kinder, die vor seiner Natu rnti sali on geboren sind, 
Bind Fremd«, die keinem fremden- Sc hu tse unterstellen. 
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dor formellen Versicherungen, die in dieser Hinsioiit 
ftbgegehen worden sind, hat die Regierung boKChlossen, 
um der rumänischen Nation einen Beweis ihrer freund- 
schaftlichen Gesinnungen zu geben, ohne weiteren Auf- 
schub das Fürstentum Rumänien als unabhängigen Staat 
anzuerkennen," 

Man hatte Recht, der rumänischen Regierung Ver- 
trauen zu schenken, denn es sind wirklich seit 1Ö79 von 
269000 Juden 20O naturalisiert worden. Den liberalen 
Ideen des Berliner Vertrages ist man allerdings treu 
geblieben; man hat keine Gesetze mehr gegen die Juden 
erlassen! Dagegen hat man Gesetze gegen die Fremden 
erlassen und diese Gesetze dann auf die Juden auge- 
wendet, dank der Nachgiebigkeit Europas, welches seinen 
Beschlüssen entgegen die individuelle Naturalisation von 
Leuten zuliess, die im Lande geboren und deren Vilter 
ebenfalls dort geboren waren. 

Doch war es schwer, diese fremdenfeindlichen Ge- 
setzesbestimmungen auf Eingeborene anzuwenden, ohne 
sich heftigen Einwänden auszusetzen. Zwei Dinge waren 
Rumänien besonders im Wege und gestatteten ihm kaum, 
die Juden als Ausländer zu behandeln. Die Juden, die 
einen gössen Wissensdrang haben, hatten sich durch 
den Schulunterricht schnell rumänisiert, sie zahlten 
ausserdem eine Steuer, die vor allem als eine nationale 
angesehen werden muss — die Blutsteuer. Auch suchte 
man jetzt, nachdem man früher bestrebt war, den Juden 
zu erziehen und ihn durch die Schule und das Heer zu 
assimilieren, ihm wieder ein ausschliesslich jüdisches 
Gepräge zu geben, indem man es ihm unmöglich machte, 
sich zu bilden und ihm die Rechte, die ihm als Rumänen 
zustanden , dadurch zu rauben , dass man ihn nicht 
mehr ins Heer aufnahm. Das erstere Problem hat man 
gelöst, aber noch nicht das zweite. Der Jude ist noch 
immer Soldat. Weshalb ist er Soldat und zu welchem 
Zwecke will man es verhindern, dass er Soldat bleibt? 
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Er iöt Soldat kmft der VerfasKiing und deb Gesetzes. 
Man möchte, dass er nicht mehr Soldat ist, weil, solange 
er es ist, selbst mit Hilfe einer Auslegung der Militär- 
gesetze nach dem Buchstaben es nicht mCgIich sein 
wü-d, die gegen die Fremden erlassenen Gesetze auf ihn 
rechtmässig anzuwenden und dies nur durch eine unei^ 
hOrte Willkür geschehen könnte. 

Der Artikel 118 der rumilnischen Verfassung be- 
stimmt: „Jeder Rumäne gehört dem regulären Heere, 
der Miliz oder der Bürgergarde gemäss der besonderen 
Gesetze an." Was die Juden nun betrifft, so sind diese 
immer zum Militärdienst herangezogen worden, doch 
haben die Motive des Gesetzes, welches ihnen diesen 
auferlegte, fortwährend gewechselt. 

Nach dem Gesetz von 1864 wurden die Juden zum 
Militärdienst herangezogen als „Ausländer, welche im 
Lande wohnen und unter keinem fremden Schutze 
stehen." Das Gesetz vom Jahre 1868 hob aber das vor- 
hergehende auf und erklärte (Artikel 2), dass „alle Ein- 
wohner des Landes mit Ausnahme der Fremden die 
Waffen tragen müssen" und durch das Gesetz vom 
27. März 1872 wurde dieser Artikel 2 nicht abgeändert. 
Die Juden haben aber auch noch nach dem Jahre 1868 
als Soldaten gedient, sie wurden also ipso facto als Ru- 
mänen augesehen. Jm .lahre 1876, als die Judenfrage 
wieder sich besonders zuspitzte, und neue Judenvor- 
folgUDgen bevorstanden, sah man ein, wie sehr die Ver- 
folgten eine solche Sachlage ausnützen konnten und man 
kam deshalb wieder auf die Beatimmungen des Gesetzes 
vom Jahre 1864 zurtlck. 

In den Jahren von 1878 bis 1882 wurden, um den 
Einwänden der auswärtigen Diplomatie begegnen zu 
können, den Ersatz- Kommissionen geheime Rundschreiben 
gesandt, in welchen ihnen anbefohlen wurde, die Juden 
vom Heeresdienst auszuschliessen. Man liess ferner die 
jungen Israeüten, die nicht lesen konnten, eine Erklärung 
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unterzeiclinen, ia welcher sie anerkannten, dass sie 
Söhne nicht naturalisierter Ausländer seien und ver- 
langten, dem Äushebungsgesetze nicht unterworfen zu 
werden," Die übrigen jungen Israeliten wurden ge- 
zwungen, eine solche Erklärung ebenfalls zu unter- 
zeichnen. Im Jahre 1882 liess die Regierung die Artikel 
1 und 2 des Gesetzes von 1868 folgendermassen ab- 
ändern: 

Artikel 1: Alle Einwohner des Landes müssen per- 
sönlich Militärdienst leisten. 

Artikel 2. Die Unterthanen fremder Staaten können 
, dem Heere- nicht angehören. 

Auf diese Weise kam man auf einem Umwege 
wieder auf das Gesetz von 1864 zurück. Es hiess dies, 
dass die Juden als Einwohner des Landes, die nicht 
unter fremdem Schutze stehen, ins Heer aufgenommen 
werden. Diese Bestimmungen beunruhigten aber die 
Moldauer Antisemiten. Um ihren Besorgnissen zu be- 
gegnen — sie fürchteten, dass die Juden an die Spitze 
des Heeres gelangen könnten — erklärte der Kiiegs- 
miniater, General Manou, dass nur die Rumänen den 
Offiziersrang erlangen könnten. Denen, die erklärten, 
daaa, wer seinem Vaterlande dient, auch die Bürger- 
rechte gemessen müsse, erwiderte General Manou: 

„Die Blutsteuer, die man zahlt, hat nichts mit der 
Naturalisation zu thun. Ein Sohn eines Ausländers, der 
im Lande geboren ist, kann noch so viel loosen und 
im Heere dienen, er wird deswegen doch kein rumäni- 
scher Bürger."*) 

Denen, welche eine fremde Einmischung fürchteten, 
erwiderte der liberale Ministerpräsident Bratiano, dass 

*) Nach dpiii Artikel 2 Ooa Goaetzca: „Die Kinder von Aus- 
libidem, die im Laude g'eboren sind, können vom Miiitardienat 
uiuht befreit werden, wenn sie nicht nachweisen, dasa sie ilirer 
Militärpflicht In einem anderen Lande gunUgt haben." 
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die europäischen Staaten, da sie antisemitisch geworden 
seien, nicht intervenieren würden. 

Das Gesetz wurde angenommen, aber nach seinen 
Bestimmungen konnte der Jude von nun an nicht als 
Freiwilliger ins Heer eintreten, nicht im Range auf- 
steigen, nicht gewisser Vergünstigungen, die mit be- 
stimmten Diplomen verbunden sind, teilhaftig werden 
und auch nicht in der Landgendarmerie dienen. 

Die rumänische Kammer glaubte, das Problem, aus 
dem Juden einen Soldaten zu machen, ohne ihm deshalb 
die Börgerrechte zu verleihen, gelöst zu haben, und 
glaubte auch im voraus etwaige Vorstellungen der 
Mächte, die immer noch unter gewissen Umständen zu 
befttrehten waren, im voraus widerlegt zu haben. 

N^achdem dies nun so geordnet war, musste man 
zeigen, dass die Juden nicht zu rumanisieren seien und 
deshalb nicht beanspruchen konnten, die bürgerlichen 
und politischen Rechte zu gemessen. Nach der Ansicht 
der Antisemiten und der verschiedenen Regierungen, 
die sich ihnen unterordneten, hatte man bisher einen 
falschen Weg eingeschlagen, indem man die Juden 
civilisierte und sie den rein jüdischen Schulen entriss, 
welche dadurch, dass sie ihnen ein besonderes Gepräge 
verheben, dazu beitrugen, sie von dem Volke abzu- 
sondern. 

Durch ein Gesetz vom Jahre 1852 wurden die 
Schulen der Fürstentümer alien geöffnet. Gleichzeitig 
veranlasste man die Juden, dieselben zu besuchen und 
zwar dadurch, dass man denen, welche in die Schulen 
eintraten, besondere Vorrechte gewährte. Das 
Rekrutierungsgesetz vom Jahre 1854 befreite die Juden, 
welche ihre Studien in den öffentlichen Unterrichts- 
anstalten beendigt hatten und die erforderUchen Zeug- 
nisse vorlegen konnten, vom Militärdienst. Nach der 
Vereinigung der Fürstentümer verfuhr man nach den- 
selben Grundsätzen. Durch das Uaterrichtsgesetz vom 
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Jahre 1864 wurde der Schulunterricht obligatorisch und 
in einem Rundschreiben vom Jahre 1865 wurden die 
jüdischen Gemeinden aufgefordert, die Kinder m die 
Staatsschulen zu schicken und von ihnen nur verlangt, 
dass sie die Religionslehrer und I^hrer des Hebrftiachen 
besoldeten. Der Zweck sei, so hiesa es in dem Rund 
sehreiben, die konfessionellen Schulen abzuschaffen und 
auf diese Weise die jüdische und rumaLiiische Jugend 
in engere Berührung zu bringen. „Die Juden", so hiess 
es in dem Rundschreiben weiter, „sollten keine be- 
sonderen Schulen verlangen, denn durch die Trennung 
der Schulen wird ihre Trennung von der Nation fort 
dauern." Durch den Artikel 13 der Verfassung von 
1866 wurden diese Bestimmungen bestätigt Im 
Jahre 1867 sandte Bratiano während der Juden 
Verfolgungen den Präfekten ein neues die israeht3schen 
Gemeinden betreffendes Rundschreiben, in welchem er 
ihnen befahl, den Eltern, welche ihre Kinder nicht in 
die Schulen schickten, eine Geldstrafe aufzuerlegen. Es 
war dies übrigens nur der kleinere Teil, denn von dem 
Augenblick an, wo den Juden die Schulen geöffnet 
wurden, haben sie voa diesen bereitwilligst Gebrauch 
gemacht. Im Jahre 1864 befanden sich im ganzen 20 
oder 30 in den Schulen desLandes; in denJahren 1878—79 
waren in den Elementarschulen von der Gesamtzahl 
der Schüler 1 1 % und in einzelnen Städten 30 bis 50 % 
Juden. 1882 — 83 waren in den städtischen Elementar- 
schulen von der Gesamtzahl der Schüler 15 %, in 
einigen Städten 30, 40, 50, 70, ja sogar 75% Juden. 

Um diese Zeit begann man einen anderen Weg 
einzuschlagen. Man fragte sich, wie man demnächst 
noch vernünftigerweise als Ausländer 260 000 Personen 
würde bezeichnen können, welche nur die rumänische 
Sprache, rumänische Sitten und Gebräuche kennen 
würden. Die Presse fing an, Einspruch zu erheben. 
Früher warf sie den Juden vor, dass sie sich freiwillig 
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in den konfessionellen Schulen absonderten. Jetzt warf 
sie itmea vor, dass sie sich zu schnell assimilierten und 
zu wissbe^erig wären. Die Lehrer gingen als gute 
Beamte in demselben Sinne vor. Auf ihrem Kongress 
im Jahre 1883 erklärte ein Delegierter, dass die Staats- 
schulen von Juden überfüllt seien und dass die Rumänen . 
dort bald keinen Platz mehr finden würden; er forderte 
seine Kollegen auf, Massregeln zu ergreifen. Dies ge- 
schah auch; gegen das Gesetz verjagten die Lehrer 
die israelitischen Kinder aus den Schulen bald unter 
dem Vorwande, dass die festgesetzte Schülerzahl über- 
schritten sei, bald indem sie die Kinder misshandelten 
oder den Antisemitismus in die Schulen einführten. 
Das Parlament unterstützte diese Massregeln. Im 
Jahre 1886/87 wurde ein GeseKentwurf eingebracht, 
nach welchem die Ausländer ein Schulgeld von 10 Pres, 
jährlich in den Elementarschulen und von 50 Pres, in 
den höheren Schulen zahlen sollten. Das Gesetz wurde 
nicht angenommen, aber der Unterrichtsminister sandte 
(im Juli und August 1887) den Direktoren der Elementar- 
schulen Rundschreiben, in welchen er ihnen empfahl, 
den Rumüuen und Naturalisierten bei der Aufnahme in 
die Schulen den Vorrang zu geben. 

Man befolgte seine Anweisung und überall wurden 
die jodischen Kinder aus den Schulen gejagt.*} Die 
Juden erhoben Einspruch, beriefen sich auf ihr gutes 
Recht, auf die früheren Ermutigungen, aber es war 
alles vergebens. Die Rundschreiben blieben in Kraft 
und sie wurden durch das Gesetz vom Jahre 189;! be- 
stätigt. Nach diesem Gesetz wurde den Ausländern 
— d, h. den Juden — die Zahlung eines Schulgeldes von 
15 Pres, in den ländlichen Schulen, von 30 Pres, in den 
städtischen Schulen auferlegt; das Gesetz bestimmte 
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weiter, dass die Auslander in den Sphulen nur zugelassen 
werden sollten, soweit Platz für sie vorhanden sei Das 
Gesetz vom Jahre 1896 ergänzte dasjenige vom Jahre 189J 
Da man ohne Zweifel glaubte dass die grosse Masse 
der jüdischen Handwerker und kleinen Kaofleute die 
schon von ihrem mageren Einkommen nicht die Schulab- 
gaben fQr ilire zahlreichen Kinder zahlen konnten, durch 
dfis Gesetz nicht genügend belastet sei wurde dasselbe 
noch durch Rundsehreiben verschärft Der Artikel 1 des 
Gesetzes bestimmte, dass die Schriftstücke betreffend den 
öffentlichen Unterricht, stempelfiei seien in den Rund 
schreiben wurde den Staatsbeamten aber anbefohlen, för 
die Schriftstücke, betreffend die jüdischen Kinder, welche 
die Privatschulen besuchten, die Abstempelung 2su ver- 
langen. Ja, um den Petitionen ein Ende zu machen 
oder diese wenigstens zu erschweren, weil dieselben, 
wenn sie sich häuften, hätten auffallen können, ver- 
langte man die Zahlung einer Stempelgebühr für jede 
Unterschrift. Endlich wurde nur den Rumänen die 
Prüfungsgebühr erlassen. 

Die Folgen derartiger Massregeln blieben nicht aus. 
Im Jahre 1891/92 waren in den Elementarschulen 15 bis 
16 "/o der Schüler Juden, heute stellt sich die Zahl nur 
noch auf 5'/.!% *^^ sis wird sicher noch weiter sinken, 
je mehr das Elend der jüdischen Bevölkerung infolge 
der zahlreichen gegen sie gerichteten Gesetze zunimmt 

Nachdem man den Juden in dieser Weise die 
Elementarsciiulen fast verschlossen hatte, suchte man 
ihnen auch den Zutritt zu den Mittelschulen, den 
höheren Unterrichtsanstalten und nach und nach auch 
zu den Handels- und Äckerbau-Schulen zu erschweren. 
Man schlug denselben Weg ein, um die Juden aus den 
Gymnasien zu entfernen. Man begann von dem 
Jahre 1890 an, sie erat ganz willkürlich auszuschlieasen 
und sanktionierte dann diese Verwaltungsmassregeln 
durch das Gesetz vom 23. März— 14. April 1898. Nach 
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diesem durften die Kinder von Ausländem in den ver- 
schiedenen Schulen nur zugelassen werden, „wenn von 
den Söhnen der Rumänen noch Plätze freigelassen 
irfirden". Ausserdem wurden den Ausländem sehr hohe 
Gebühren auferlegt.") Die Folge war, daas, während im 
Jahre 1896/97 von den Schülern in den Mittelschulen und 
Gymnasien 1 1 7^ Juden waren, heute nur noch T'/j «/o 
Juden sind. 

Schon das Gesetz vom 9./21. April 1893 hatte die 
Juden von den Gewerbeschulen ausgeschlossen. In den 
Forstschulen wurden Ausländer als Hörer nur noch mit 
Erlaubnis des Ministers zugelassen, welche den Juden 
niemals erteilt wurde. In den technischen Schulen 
wurden die Ausländer nur als Externe zugelassen und 
ihnen nur der fünfte Teil der vakanten Plätze einge- 
räumt. In den Handeleschulen mussten die Auslituder 
Eintrittsgebühren zahlen. Selbstverständlich hatten sie 
m allen diesen Anstalten keinen Anspruch aut 
Stipendien oder sonstige Unterstützungen, 

In dem Gesetze vom Jahre 1899 über den gewerb- 
lichen Unterricht wurden die erwähnten Bestimmungen 
noch verschärft. In den öffentlichen Schulen war der 
gewerbliche Unterricht unentgeltlich. Die Ausländer 
konnten an diesem Unterricht von nun an nur teiUiehmen, 
soweit von den Rumänen Plätze frei gelassen wurden, 
„doch durften sie nicht mehr als den fünften Teil der Ge- 
samtzahl der Schüler ausmachen." Damit verfolgte man 
freilich einen anderen Zweck, als den Juden auf ein 
niedrigeres geistiges Niveau gegenüber dem Rumänen 
herabzudrücken. Man wollte nämlich eine Klasse ein- 
heimischer Handwerker schaffen und ihnen die Kon- 
kurrenz mit den jüdischen Handwerkern erleichtern. 
In die höheren Porst- und Landwirtschaft-Schulen 



*) Fär das medirinischo Studium z. B. botrug die Gebühr 
860 Frc8. JShiUch. 
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durften nur sog. „interne" Schüler (die in den Anstalten 
in Pension sind), solche die vom Staate, einem Bezirk 
oder einer Gemeinde ein Stipendium erhalten hatten, 
aufgenommen werden, was für die Fremden ausge- 
schlossen war. In die unteren I^andwirtschafts-Schulen 
wurden nur Schüler aufgenommen, welche untere 
Normalschuleu oder landwirtschaftliclie Elementar- 
schulen durchgemacht hatten, und zu diesen wurden die 
Juden nicht zugelassen. Was die Gebühren betrifft, so 
wurden diese vom Minister auf 90 Fres. für die gewerb- 
lichen Schüler und für die Handelsschüler ersten 
Grades, und auf 150 Pres, für die Handelsschüler zweiten 
Grades festgesetzt. 

Aber damit glaubte man noch nicht genug gethan 
zu haben! Man hatte es freilich durch diese Gesetz- 
gebung erreicht, den Juden vom Rumänen zu trennen, 
doch man wollte noch mehr! Man fürchtete, dass der 
unterrichtete Jude dem Rumänen überlegen sei, man 
musste ihn daher erniedrigen, um ihn ungefährUcher zu 
machen und ihn herabwürdigen, um zu zeigen, dass er 
kein Bürger des alten Daciens werden kann. Gleich nach 
der Veröffentlichung dos Gesetzes vom Jahre 180a hatten 
die jüdischen Gemeinden für die aus den rumänischen 
Schulen verjagten jüdischen Kinder Schulen gegründet. 
Man suchte diesen alle möglichen Schwierigkeiten in 
den Weg zu legen und nahm zu diesem Zwecke sogar 
zur Religionsverfolgung seine Zuflucht. Obgleich man 
in den öffentlichen ünterrichtsanstalten Fortbildungs- 
unterricht au Sonn- und Feiertagen erteilte, wurde durch 
ein Rundschreiben des Ministers vom Oktober 1899 den 
jüdischen Schulen der Unterricht am Sonntag verboten 
und wurden dieselben Schulen durch ein Rundschreiben 
vom April 1900 zum Unterricht am Sonnabend ge- 
zwungen. Im Februar 1900 wurde verboten, mehr als 
eine Stunde Religionsunterricht jeden zweiten Tag zu er 
teilen und die Kinder während des Religionsunterrichts 
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und des Lesens des Hebräischen sich den Kopf be- 
decken zu lassen.*) Auf diese Weise hoffte man die 
orthodoxen Juden zu entfernen, für die die Bedeckung 
des Kopfes während des Gottesdienstes oder des Studi- 
ums des Gesetzes Vorschrift ist. Da es in KumAnien 
,Bwei Arten von Privatschulen giebt, solche mit staat- 
lichem üchulplan, die den Schulbehörden völlig unter- 
ordnet sind, und solche mit eigenem Schulplan, die un- 
abhängiger sind, wünschten die Lieiter der jüdischen 
Privatschulen diese in Schulen mit eigenem Schulplan 
umzuwandeln. Dies wurde ihnen Jedoch nicht gestattet 
„Wir können," so sagte der Inspektor des privaten 
■Unterrichtswesens, Dr. Onciul, „den Ausländern gestatten, 
Elementarschulen mit eigenem Schulplan zu gründen, 
doch nicht den Juden, die allerdings keine Bürger, aber 
auch keine Ausländer sind." Die Regierung will das 
Recht behalten, den jüdischen Unterrichtsanstalten iliren 
Willen aufzuzwingen, und nötigenfalls ihren Schutpian 
abilndern, um zu bewirken, dass die Juden zum Nutzen 
der Rumänen auf einer niedrigeren Stufe geistiger Ent- 
wiekelung stehen bleiben. 

Wenn die tapferen Nachkommen des Decebalus 
ihren Feind gehörig gefesselt und wenn sie ihm ausser- 
dem das Gehirn abgestumpft haben werden, so werden 
sie ihn leichter besiegen. Und ist nicht das beste Mittel, 
um dahin zu gelangen, den Juden wieder unter das Joch 
der Orthodoxie zu bringen, von dem er sich kaum be- 
freit hat, üin aufs neue in sein Ghetto einzusperren und 
ihn von der Zivilisation abzusondern? Das haben die- 
jenigen im Sinne, welche man, wie z. B. Carp, für juden- 
ft'eundlich hält. 



*) Gegon dieees Kandach reiben, desseti antikonfessioneller 
Charakter bu deutlich hervortrat, crhotion sogar die gemSssis^tcn 
antlsemitlscheii Zclttingiüi Einspruch, ao dafis der Miniatci' os wieder 
suriickziebou lutissta. 
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„Jeder Abtrtlnnige," sagte er*) — und das sind in 
Rumänien die Katholiken, die Protestanten und die 
laraeliten**) — wird gesetzltcU geüwungea werden, sich 
einer religiösen Gemeinde anzuschliessen und dieser 
eine Steuer ffir den Kultus zu zahlen. Der Staat wird 
den religiösen (reraeindeii bei der Einziehung der Ab- 
gaben beliilftich aein".*^ FOr die Katholilcen oder Pro- 
testanten würde ein solches Gesetz durchaus nicht ge- 
fährlich sein, sie witrden ihren Gemeinden nur in reli- 
giöser Hinsicht angehören, denn sie sind Staatsbürger; 
die Juden dagegen, die als Auslander angesehen werden, 
würden ihrer Gemeinde auch in sozialer Hinsicht unter- 
worfen. Sie würden wieder der Tyrannei der Rabbiner, 
dem Despotismus der rituellen Vorschriften anheim- 
fallen, man würde für sie eine geistliche Behörde 
schaffen, welche berufen wäre, die Hilfe der Eegierung 
zur Aufrech terhaltung der Glaubensvorschriften anzu- 
rufen. 

Wir haben also .jetzt gezeigt, von welchen zwei 
Gesichtspunkten sich die rumänische Regierung bisher 
bei der Ausarbeitung der Rekrutierungs- und ünterrichts- 
gesetzgebung hat' leiten lassen. Die Regierung wollte 
erstens die Juden als Ausländer bedrücken, ohne sich 
dem schwor wiegenden Einwand auszusetzen, dass die 
Juden militärpflichtig sind und daher nicht als Ausländer 
betrachtet werden können. Man hat geglaubt, diesem 
Einwand dadurch zu begegnen, dass man dekretierte, 
man könne die Blutsteuer zahlen, ohne deshalb vStaats- 
bürger zu sein, was durchaus falsch ist. Man kann in 
einem Lande dienen, dem man nicht als Bürger ange- 



•)>Neue Freie Presse" Tom ift Januar 1901. 
•*) Man darf nicht vorgesBen, dass nach der Behauptung der 
AntiB«miCeD eine roligiöGc Frage in Kumänien nicht existiert. 

***] DieaoB Gesetz wurdet ausgearbeitet, als das Ministerium 
Carp gestürzt wurde. Es wird sicherlich eines Tages wieder anf- 
genommen werden. 
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hört, daa heiest, man kann dort freiwillig dienen, aber 
sobald man gezwungen ist, Militärdienst zu leisten, ist 
xa&D auch Bürger und hat dessen Rechte.*) 

Die Regierung wollte irweitena den Juden herab- 
setzen, es ihm weniger möglich machen, an dem mo- 
dernen r,eben teilzunehmen, es ihm erschweren, sich 
zu assimilieren. Sie wollte auf diese Weise ihre Ab- 
neigung, den Juden zum Staatsbürger zu machen, recht- 
fertigen und ihn gleichzeitig in eine Lage versetzen, 
dftss er die Konkurrenz nicht aushalten konnte. Zu 
diesem Zwecke verschloss man den Juden die Schulen. 
Aber mit dieser Methode gelangte man nicht schnell 
genug zum Ziele und aus politischen sowohl wie wirt- 
schaftlichen GrQnden musste man den Juden so bald 
wie möglich unschädlich machen. 

Die rumänische Bourgeoisie — die kleine sowohl 
wie die mittlere — verlangte von ihien Vertretern, ihnen 
zu ermöglichen, sieh zu entwickeln, ohne gefUhrliche 
Gegner furchten zu müssen. Um diesen Anforderungen 
zu genügen, wurde ein ganzes Schutzsystem ausgearbeitet. 
Wir wollen auch dieses darlegen, um die jetzige Lage 
der Juden in Humünien nach allen Richtungen hin zu 
schildern. Das erwähnte System besteht in einer ganzen 
Reihe von Gesetzen, die dazu bestimmt sind, die liberalen 
Berufe, die Industrie, den Gross- und Kleinhandel und 
das Handwerk dadurch zu schützen, dass man die Juden 
nach und nach von allen diesen Arbeitszweigen aus- 
schüesst. Freilich wurden die Juden in diesem Gesetze 
nicht ausdrücklich genannt, denn eine rein antisemitische 
Gesetzgebung würde zu Vorstellungen Anlass gegeben 
haben, aber man bedrückte sie als Ausländer, und zwar 



») Die rumänische Itcpcniug weiss sehr wohl, dau ihre 
Theorie nicht haitbur ist, denn im Jahre 18<>T lint sie ein Gesete 
auBgearbettot, — welches allerdings nicht zur Annahme gelangte 
— am die Juden Tom Militaidlenst völlig auBKuschliessen. 
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ah Ausländer, die unter keinem fremden Schutze stehen, 
das heisst Leute, die man chikanieren kann, ohne eine 
Einmischung der Milchte befürchten zu mQs»en. Die 
Lüge und die Heuchelei — das ist eben das Charakte- 
ristische der rumänischen judenfeindlichen Bewegung. 
Ein Volk, welches den Anspruch erhebt, zivilisiert und 
aufgekliU't zu sein, wplches behauptet, im Orient der 
Vertreter westeuropäischer Zivil^ation zu sein, ein Volk, 
welches immer mit den schönen Phrasen um sich wirft: 
„Der Rumäne ist immer tolerant gewesen"; „der Rumäne 
war immer von Natur liberal"; ein solches Volk ist es 
sieh selbst «cimldig, sieh nicht offen zu einem brulAlen 
und fanatischen Antisemitismus zu bekennen. Der Jude 
war den Rumänen im Wege, aber man hatte seinerzeit 
eingesehen, dass es fllr den guten Ruf Rumäniens ge- 
ftlhrlieh ist, ihn niederzumetzeln oder in die Donau zu 
werfen. Man kam daher auf den Gedanken, dass es 
besser sei, in hinterlistiger Weise Hindernisse vor ihm 
aufzurichten, um seine Expansionskraft einzuschränken 
und ihn zu nötigen, entweder Hungers zu sterben oder 
d^ ungastliche Land zu verlas.sen. Der liberale firatiano 
hatte in dieser Hinsicht folgendes Gleichnis ersonnen, 
welches die ganze rumänische Methode enthielt: „Einem 
mageren, ausgehungerten Puehs," so erzählte er, „war 
es einmal gelungen, ein Loch zu graben, durch welches 
er in einen Weinberg eindrang. Als er sich dort befand, 
wurde er dick und fett und völlig gesund,*) doch war 
seine Anwesenheit für den Weinberg schädlich, in 
welchem er fortwährend Schaden anrichtete. Trotzdem 
wurde dem Besitzer des Weinberges verboten, den Fuchs 
zu tödten oder das I^ach zu vergrössern. Der schlaue 
Weiubergsbesitzer umzäunte von neuem seinen Wein- 
berg und schloss den Fuchs immer enger ein, so dass 

*) Vior Fünftel der rumAnisrheii Juilen sind Handwerker ohne 
Arbeit oder Anue, die von der öffoutlicheu WohlthfUigkcit leben. 
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dieser sich nicht meiir voll fressen konnte. Nach und 
nach wurde er immer schwächer und magerer und 
schliesslich entschlüpfte er wieder durch das Loch, 
welches er selbst gegraben hatte." Dieses Gleichnis, - 
welches aus dem Jahre t882 datiert,- schilderte den that- 
sächlichen Zustand und enthielt zugleich ein Programm, 
welches man auch befolgte. Die Periode des lärmenden 
und unvorsichtigen Antiaemitismus ist als geschlossen 
anzusehen, und wenn vor kurzem eine neue solche 
Periode anzubrechen schien, so war dies die Schuld 
einiger Hitzköpfe und einiger uneriahrener junger 
Leute, die mit der politischen Hinterlist noch nicht 
vertraut sind, auch bemühte sich die Regierung, den 
Unruhen ein Ende zu machen. Sie war der Ansicht — 
und mit Recht — dass die erlassenen Gesetze, die alle 
Kategorieen der Juden gleich hart trafen, genügten, und 
dass der Jude bald auf rumänischem Boden nicht mehr 
irgend einem Stande würde angehören und sich keiner 
Kunst und keinem Handwerk mehr würde widmen 
können. 

Diese sogenannten Wucherer, die nur zum Wucher 
taugten, waren thatäächUch in allen Berufen vertreten 
und deshalb musste man alles aufbieten, um sie daraus 
zu vertreiben. Man ging methodisch vor. Nach dem 
Gesetz vom 4. Dezember 1864 wurden nur die geborenen 
RumiLnen oder die Naturalisierten zum Advokaten- 
stande zugelassen, doch wurden die Juden als Ver- 
teidiger vor den Friedensrichtern geduldet. Mit dem 
Gesetz vom 8. Juni 1884 hörte das auf. Das Gesetz 
gestattete ihnen, noch Sekretäre der Advokaten zu 
werden oder Notariatsbureaux zu haben, aber nach 
und nach mussten sie infolge von Beschlüssen der 
Kammer der Anwälte auch darauf verzichten und durften 
nicht einmal vor den Fried ensgerichten die rumäni- 
schen Grundbesitzer und Pächter vertreten. Es war 
. den Juden früher erlaubt, als Äerzte zu praktizieren 
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und in don Sanitätsdienst einzutreten. Durch das G-esetz 
vom 14. Juni 189;! wurde ihnen diese Möglichkeit geraubt 
„Um irgend einen Posten im Sanitätsdienst bekleiden zu 
können, mnss man rumänischer Bürger sein." Die Kreise 
und Dörfer hatten das Recht, in Ermangelung von Ru- 
,mäuen Fremde anzustellen, wenn diese sich dazu ver- 
standen, einen Vertrag zu unterzeicbiieu, dass sie, so- 
bald sich ein rumänischer Bürger melden würde, sofort 
diesem iliren Platz einräumen, ohne Anspruch auf Ent- 
schädigung zu erheben. Ja, man zog dem Juden sogar 
wahrend seiner Amtszeit einen Teil seines Gehalts für 
die Pension zurück, obgleich er auf eine solche gar 
kein Anrecht hatte. Der Arzt, der auf diese Weise auf 
die Strasse gesetzt werden koaote, hatte nicht einmal 
die Itföglichkeit, Apotheker zu werden, denn das Gesetz 
von 1893 gab nur den Rumänen und Naturalisierten das 
Recht, Besitzer oder Geschäftaführer einer Apotheke zu 
sein, der Ausländer konnte nur Gehilfe werden. Zu den 
öffentlichen Aemtern werden die Juden nicht zugelassen. 
Seitdem die Eisenbahnen verstaatlicht sind, können die 
Juden auch nicht mehr in den Eisenbahndienst emtreten. 
Ebensowenig können sie einen Platz in der Tabaksver- 
waltung bekommen. Die Gesetze vom Jalire 1872 und 
1879 über das Monopol, welche durch die Bestimmungen 
vom- .Jahre 1881 und 1887 ergänzt worden sind, ver- 
langen, dass die Beamten der Regie Rumänen seien und 
zwar sowohl die Angesteliten wie die Unternehmer und 
einfachen Tabaksverkäufer. 

Der Jude konnte aber noch zu viele Berufe er- 
greifen, in welchen der rumänische Bürger befürchtete, 
von ihm überholt zu werden. Man musste sie ihm des- 
halb verscIiUessen oder sein Fortkommen in denselben 
erschweren, indem man ihn, wenn er einen dieser Be- 
rufe wählte, den eingeborenen Rumänen gegenüber be- 
nachteiligte. Das Gesetz vom 1. Juni 1381 bezog sich 
auf die Wechsel- und Waarenmakler. Man konnte jetz 
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nur zu der Korporation derselben zugelassen werden, 
wenn man Rumäne oder naturalisier!; war; ein gleiches 
wurde von den Beauftragten der Makler und den in 
ihrem Dienst stehenden Leuten verlangt. Das Gesetz 
trat sofort in Kraft, doch waren die Hafenorte ausge- 
nommen. In den letzteren trat es erst drei Jahre nach . 
seiner VeröffentUchung in Kraft, denn in den betr. Orten 
wohnten christliche Ausländer, welche ihren Rechten 
hätten Geltung verschaffen können. Rumänische Bankiers 
und Kauf laute, deren Interessen durch dieses Gesetz 
geschädigt wurden, erhoben gegen dasselbe Einspruch 
und wiesen auf die Erhöhung der von den rumänischen 
Maklern verlangten Kourtage hin, die beliebig von ihnen 
fixiert werden konnte, da sie Jetzt keine Konkurrenten 
mehr hatten. Die rumänischen Bankiers und Kaufleute 
kamen Jedoch mit ihren Klagen zu spät; ja durch ein 
Gesetz vom 24. Juni 1886 verschlimmerte sich der Zu- 
stand noch, denn jetzt wurde sogar den Ausländem 
verboten, als Wein- oder Getreidemakler auf den Messen 
oder Mäi'kten Geschäfte zu machen. Um die Wähler 
zufrieden zu steilen^ wurde eine Korporation des Ge- 
treide- und Wemhandels völlig unkundiger Dragomans 
geschaflen, welche die Bauern ausbeutete, denen es 
verboten war, durch ausländische Vermittler ihre Ge- 
schäfte zu machen. Ja, man bestrafte sogar die jüdi- 
schen Makler, die privatim; in den Städten, in welchen 
es keine Börsen gab, zwischen den Käufern und Ver- 
käufern von Getreide vermittelten. Die auf diese Weise 
ruinierten Makler konnten nicht einmal Kommissionäre 
oder Expediteure werden, da das Gesetz von 1882 für 
die Ausübung dieses Amtes die Zustimmung des Mi- 
nisters verlangte. Man wollte zuerst diese Erlaubnis 
nur denjenigen ertheilen, die als Wähler eingeschrieben 
wären, doch da die diplomatischen Vertreter hiergegen 
Einspruch erhoben, begnügte man sich damit, dem Mi- 
nister die Entscheidung zu überlassen, die natürlich, 
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wenn es sich um einen Tuden handelte, immer gegen 
diesen ausfiel 

Bei dieseii Mai>bnahmen blieb es jedoch nicht Nach 
dem Gesetz vom 16. Juni 1886 wurde es Jedem, der 
nicht Rumäne war, verboten, Droguist zu werden und 
mit den für die Industrie nötigen giftigen Substanzen 
Handel zu treiben. Durch die Gesetze vom 28. April 
1887 und 21. April 1889 wurde es den Ausländern unter- 
sagt, an der Submission für die Verpachtung der Ge- 
mein deeionahmeu teilzunehmen; es wurde den Pächtern 
verboten, Ausländer in ihren Dienst zu nehmen, um die 
Oemeindeeinnahmen einzuti'eiben. Was die Öffentlichen 
Submi'ssionen betrifft, so wurde, wenn es auch gesetzlich 
nicht erlaubt ist, die Juden hiervon auszuschlieasen, 
doch in den Submissionsausschreibungen ausdrücklich 
bestimmt, dass nur Rumänen und Naturalisierte als Be- 
werber zugelassen seien. 

Auch den einfachen Kaufleuten, welche man direkt 
nicht treffen konnte, legte man alle möglichen Hinder- 
nisse in den Weg. Obgleich die grosse Mehrzahl dieser 
Kaufleute Juden und Ausländer waren, weigerte mau 
sich, diese in die Handelskammern aufzunehmen, und 
das Gesetz vom 1. März 1886 bestimmte, doss nur die- 
jenigen, die eine Gewerbesteuer ereter, zweiter, dritter 
oder vierter Klasse zahlten und im Besitze ihrer bürger- 
lichen und politischen Rechte- wären, an den Wahlen zur 
Handelskammer teilnehmen könnten. Alle diejenigen, 
die nicht Rumilnen waren, konnten hiernach nicht an 
den Beratungen llber die Angelegenheiten ihrer Korpo- 
ration teilnehmen. Das Gesetz vom 10. Mai 1887 über 
die Kommanditgesellschaften und die Aktiengesell- 
schaften beschränkte die Rechte der Ausländer hin- 
sichtlich der Verwaltung ihrer eigenen Gelder. Es ver- 
langte, dass, wenn an der Spitze dieser Gesellschaften 
ein einziger Administrator steht, dieser Rumäne sein 
muss und dass, wenn mehrere Admitiiatratoren die Ge- 
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Schäfte leiten, die Mehrheit aus Rumänen bestehen muss; 
und dasselbe galt fdr die Zensoreu und ihre Beisitzer. 
Das ausländische und das jüdische Kapital wurden unter 
Kuratel gestellt. 

So wiUIcörlieh und strenge auch diese Handels- 
gesetzgebung war, so konnte sie doch diejenigen, welche 
Ihr unterworfen waren, nicht völlig zu Grunde richten, 
denn diese gehörten einer Klasse wohlhabender Leute 
au, die in ihrer Thätigkeit wohl gehindert wurden, denen 
diese aber nicht völlig unmöglich gemacht wurde. Ganz 
anders lag die Sache, als man durch das Gesetz über 
den Hausierhandel gegen den kleinen Händler vorging. 
Dieses Gesetz war schon seit langer Zeit in Vorbereitung. 
Schon lange hatte die Polizei auf den Befehl der Prä- 
fekten die jüdischen Hausierer in den Strassen der 
Städte verfolgt und unter dem Vorwande, den Unruhen, 
welche durch die Ausführung jener ungesetzlichen Ver- 
ordnungen hervorgerufen worden waren, ein Ende zu 
machen, unterbreitete die Eegierung den Kammern ein 
Gesetz, welches nach heftigen Debatten in der Kammer 
und im Senat am 17. März 1884 veröffentücht wurde, 
trotz der dringendsten Petitionen der von dem Gesetz 
Betroflfenen») 






') In der PeÜtion der jüdiBclien HauHieier vou Bukarest 

,Uer Hausierhandel, der eu jeder Zeit in Kum)lnieu frei war, 
Ist niemals verboten worden. Dieser Freiheit vertrauend, haben 
wir ihn bis euiii heutigen Tage betrieben. Viele vou uus konnten 
nicht einmal einen anderen Lebensunterhalt linden. Die Wittwe, 
die nicht weiss, wie sie Ihre Kinder ernähren soll, der Krüppel 
nnd der Greis und so viele andere, die sich in ähnlicher Lagt: bo- 
flndeii, alle verlieren ilir Brot, werin das Geset» angeuommen wird. 
In anderen Lftndern, w) die Industrie blüht, köunen die Leute, die 
den Hauaierhaudcl betreiben, wenn mau diesen nach und nach 
einschränkt, eine andere Bescliältignng linden, während bei une, 
wo die Fabriken noch nicht diesen Anfschwung genommen, dnrch 
ein solches GesetB 200 OüüMenaclien aufs Pflaster geworfen werdeuj 
da wir keine anderen Exiatenxmlttct linden 
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Der Artikel I bestimmte: 

„Der Hausierhandel jeder Art ist völlig verboten 
in der städtischen Gemeinde und in ihrem Umkreise 
mit Ausnahme der ausdrücklich in dem vorliegenden 
Gesetze erwähnten Fälle; 
^ Artikel 2. Als Hausierhandel wird angesehen jeder 

Verkauf von Haus zu Haus, von einem Platz zum andern, 
jeder Verkauf unter freiem Himmel, in Buden oder 
Baracken, die auf den Märkten, den Strassen; den HOfen, 
in den Hausthüren oder anderen Eingilngen errichtet 
worden sind." 

Artikel 7 gestattete den Hausierhandel in den länd- 
lichen Gemeinden und auf den Märkten, wohin der kleine 
Händler der Städte nicht geht. Artikel gestattete den 
' Hausierhimdel mit Ackerbau- und Gärtnereiprodukten 
und mit Produkten der Hausindustrie, ohne dass man 
eine besondere Erlaubnis einzuholen brauchte. 

Nachdem das Gesetz angenommen war, befahl ein 
ministerielles Rundschreiben vom 2. Mai 1884 die so- 
fortige Anwendung desselben. Die Hausierer baten den 
König um eine Frist von 6 Monaten, die ihnen aber nicht 
gewährt wurde Die Beamten begannen jetzt die Ver- 



Kapitalion stehen uns nicht zur Vorfögung: Uiisor gansos 
Veni)ögeu ist das l'ackct oder der Knffor, den wir mit unu führi'ii, 
und häufig geling verdanken wir dieses wolilwollenden Kaiifleuttiii, 
die niiB VertrancLi sclienken nnd uim Kredit geben. 

Hier In der Hauptstadt sind wir 40» Fxnillien, Mämier, Frnueii 
uni) Kinder. Wir werdeu morgcu Iccin Brot haben, wenn Sit;, 
meine Herron Senatoren, nicht Mitleid mit uns haben und dieses 
unheilbringende Gesetz aicht von uns abwenden. Und nicht nur 
wir, die vierhundert Paini11<-n, anndern die 6000 Familien, die iw 
ganaen LAnde zerstreut leben, werden völlig ohne Mittet sein." 

Der Senat verwies die Petition an die KoiiiniisBioii, die den 
Gtwebientwurf su prüfen hatte und die Kommission berück sich tlgte 
diese l'etition so wenig wie alle Übrigen, die ihr tipüter überwiesen 
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folguiig der Hausierer,*) Sie begnflgten sich nicht da- 
mit, das Gesetz auszuführen, sie thaten noch hinzu. Das 
Gesetz bezog sich nicht auf die Juden, die mit alten 
Kleidern handelten, sie wm'deu aber trotzdem gefosst; 
das Gesetz gestattete den Verkauf von Ackerbaupro- 
dukten u. 8. w, doch er wurde nicht zugelassen. Man 
verhinderte sogar den Verkauf von Früchten auf den 
Sfci-assen, während man die christlichen Hausierer, gleich- 
viel ob sie Rumilnen oder Ausljtnder waren, ungestört 
mit ihren Waren handeln liess. Ueber 20000 Israeliten**) 
wm-den an den Bettelstab gebracht und dann verfolgte 
man sie als Vagabunden. Mehrere starben Hungers auf 
offener Strasse oder in ihren armseligen Behausungen. 

Die rumänischen Antisemiten hatten einen grossen 
Sieg über die jüdischen Ausbeuter davongetragen. 
Uebrigens erfocht die ganze nationalistische Gesetz- 
gebung ähnliche Siege nicht über die wenigen Reichen 
— von diesen Hess sich die rumänische Regierung Geld 
leihen — sondern Ober die Proletarier. 

Thatsächlich wurdea die Arbeiter von allen Aus- 
nahmegesetzen direkt oder Indirekt getroffen. Nachdem 
das Gesetz Über das Tabaksmonopol erlassen worden 
war, befahl man die Entlassung der jüdischen Arbeiter 
und Arbeiterinnen aus den Fabriken (in der Moldau 
waren alle Juden) und diese Entlassung erfolgte nur 

*) fleh muss gestehen, schrieb der Deputierte Poaii iii dor 
Zoitung „Aiiiaradia° lio. August läSl), dass das Gescts über dea 
UauHfurhandcl miBsbr&ucUlich angewaDdt wird. Man verhaftet oft 
iiniie uuschuldige Leute unter dem Vorwande, dasa sie den Hausier- 
handel betreiben, man sperrt sie auf den Polizoibureaux ein, wie 
Leute, die ein Verbrechen begangen haben, und anf frischer ITiat 
ertappt werden. Sie werden dann unter Esitorte vor den Friedens- 
richter geführt. Dieser verurteilt sie sofort und wandelt die 
Geldstrafe in Gcrringnlsstrafe um, ohne sich vorher zu erkundigen, 
ob sie die Geldstrafe bezahlen Icönnen oder nicht" 

**> „Meiner Ansicht nacli, hat Panu bei der Beratung des 
Gesetzes im Senat gesagt, ist die Zahl 20 000 noch zu niedrig ge 
griffen." 
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deshalb erst nach und nach, weil man i.icht über eine 
genügende Anzahl rumänischer Arbeitskräfte verfilgte. 
In Jassy z.B. traten die jüdischen Cigaretteuarbeiteriuuen, 
die noch nicht entlassen worden waren, in den Aus- 
stand; man zwang sie dann mit Gewalt, in die Werk- 
stätten zurückzukehren, bis man sie von dort verjagte. 
Nach der Veröffentlichung des Gesetzes über den 
Hausierhandel untersagte man den Sattlern, den 
Schustern und anderen Haudwerkern, die Gegenstände, 
die sie selbst fabrizierten, anderswo als in Läden zu 
verkaufen. Auch das Gesetz zur Hebung der Industrie 
{vom 24. Mai 1887) richtete sich gegen die Juden. 
Dieses Gesetz gewährte demjenigen besondere Vorrechte, 
der in Rumänien eine Fabrik schuf mit einem Kapital 
von wenigstens 5Ü000 Free, oder welche die tägliclie 
Beschäftigung von wenigstens 25 Arbeitern erforderte. 
Das Gesetz konnte die ausländischen oder jüdischen 
Kapitalisten von den betreffenden Vorteilen nicht aus- 
schliessen, denn dadurch hätte man den verfolgten 
Zweck verfehlt, es wurde aber bestimmt, dass „fünf 
Jahre nach der Gründung einer Fabrik zwei Drittel der 
Arbeiter Rumänen sein müssen". Ebenso wurde nach 
dem Gesetz über die Eisenbahnkonzessionen der 
Konzessionär gezwungen, 60 "/q Rumänen anzustellen. 
Für die Ausführung der elektrischen Strassenb ahnen in 
Jaaay wurden ausiändische Ai-beiter herbeigeholt, da 
Rumänen, denen die Arbeit zu mühsam erschien, sich 
nicht meldeten und man die jüdischen Arbeiter, die sich 
dazu bereit fanden, nicht anstellen wollte. Der 
Gemeiuderat von Bukarest befahl der Direktion des 
Wegebaus, Juden nicht anzustellen. Im Jahre 1899 Hess 
der Bautenminister Istrati von der Eisenbahnverwaltung 
die jüdischen Weichensteller, Lastwagenkutscher, Last- 
träger und Arbeiter in den Werkstätten fortjagen, er 
untersagte es, die Juden mit Malerarbeiten in den Bahn- 
höfen zu betrauen und da es in der Moldau keine 
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rumänischen Maler gab, liesä man solche aus der 
Walachei kommen. 

Man hat indessen bis jetzt noch keine Gesetze 
gegeben, die sich direkt gegen das jüdische Proletariat 
richten, doch hat man es schon versucht. Schon im 
Jahre 1882 hat man — allerdings ohne Erfolg — den 
Versuch gemacht, ein Gesetz durohzubringen, in welchem 
verlangt wird, daas nur diejenigen zur Austibung eines 
Handwerks zugelassen werden sollen, welche ein 
Zeugnis einer Geworbeschule vorlegen können, in die 
nur Rumänen eintreten können. Später wurde ein 
anderer Gesetzentwurf eingebraclit, der verlangte, dass 
die, welche die Profession eines Ingenieurs, Architekten, 
Bauunternehmers, Zimmermanns und der damit zu- 
sammenhängenden Handwerke (Maurer, Steinschneider, 
Tischler u, s. w.) ausüben wollten . sich mit einem 
Erlaubnisschein vereehen, aber dieser Entwurf wurde 
nicht einmal beraten. Andere sind jetzt dem Parlament 
unterbreitet, so z. B. der des Handels und Ackorbau- 
ministers Püipesco im konservativen Kabinet Carp, 
welcher eine Reorganisierung des Zunftsystems bezweckt. 
Er teilt zu diesem Zweck die Handwerke ein: in staat- 
lich geregelte, autorisierte und freie Handwerke und 
macht ihre Ausübung abhfingig entweder von Erlangung 
eines Erlaubnisscheines oder der Eintragung in eine 
Zunft, wofür in beiden Fällen solche Bedingungen ge- 
stellt werden, dass Ausländer und Juden von vorne- 
herein auf die Erfüllung derselben verzichten müssen. Die 
Annahme einer derartigen Gesetzgebung ist jetzt das Ziel, 
welches die Antisemiten der Moldau ganz offen ver- 
folgen. Sie werden nichts unversucht lassen, um dieses 
zu erreichen*) und es scheint sicher zu sein, dass es 
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*] tian hat sctami tioge nannte riiinilnischc Arbeiter angeworbcii, 
die in den Strasncn von BiikarcBt KiiDdgi3biiii|^n veranstaltet und 
vom PHrlaiLient rertang't haben, die einheiniischeu Arbeiter Kti 
echüUcn. (TenipK vom 25. Januai* 1902.) 
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ihnen gelingt. Bis man die eiuheimischen Arbeiter in 
wirksamer Weise wird schützen können, macht man 
das Gesetz den rumänischen KapitnÜRten dienstbar, 
?K Die Polizei rasicht sich zum Helfershelfer der Arbeit 

geber. Nach dem Gesetz betreffend die AusUlnder droht 
Tl ■ sie den jüdischen Proletariern, die den ihnen ange- 

-V ' botenen Arbeitslohn ablehnen, mit Ausweisung. Mit 

"^ derselben Drohung zwingt die Polizei die jüdischen 

Arbeiter die christlichen Arbeiter zu ersetzen, welche 
,*■'' in den Ausstand getreten sind, oder die nicht den von 

ift».'._ den rumänischen Arbeitern abgelehnten Arbeitslohn 

! annehmen wollen. Und es ist geradezu staunenswert, 

V wenn man sieht, dass unter solchen Umständen die 

Klassen-Soli daritlt fortbesteht Es kommen in der That 
solche Fälle vor, wie z. B. in Galatz, wo die jüdischen 
Bäcker sich lieber ausweisen Hessen, als dass sie an 
die Stelle der im Ausstande befindlichen rechtgläubigen 
Bäcker traten. Man macht es den jüdischen Arbeitern 
auch unmöglich, ihre Rechte zu verteidigen. Wenn sie 
■[l ■ Arbeitervereinen angelirtren, werden sie fortgejagt, 

ebenso wenn sie Versammlungen beiwohnen, in welchen 
' über die Forderungen der Proletarier beraten wird*), 

und besonders, wenn sie sich an der sozialistischen 
Bewegung beteiligen. Man verfolgt sie wie Vagabunden, 
, ■ indem man sich der Vorordnung über die Aufeiithalts- 

karten'*) bedient. Man gestattet ihnen nichtj sich in 
den Dörfern niederzulassen, nach dem Gesetz über die 
[jandpolizei und die Gemeindeorganisation. Sie können 
^'^.- sich datier auch nicht an den ländlichen Arbeiten be- 

teiligen, welche alljährlich einen Zuzug von 4Ü— 50 000 
ausländischen Arbeitern herbei fuhren. Durch diese 
. '■ ' Gesetze oder Verordnungen hat das Elend der Arbeiter 

•)SoiiiBral.lahii Juhrp IHMijüdlsfJie Arbeiter »ml in Bukarest 
_„. jöiliarlip Aiignstollto, wolchc einer VerBnintiilimg «ii niineten den 

Geaebsentwnrfs übei- die äoniita^ruhu beiwoliiitmi. 
' *•) 60U wurden im Jnli 1«S7 aus Bulciirest verjagt 
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Beinen Gipfelpunkt erreicht, und sind gleichzeitig die 

Juden ihrer Verteidigungsmittel beraubt worden. Das ^ 

oben erwähnte Oesetz über die Ausländer enthielt 

folgende Beatimmungen: ■ *'. 

Artikel 1. Der Ausländer, der seinen Wohnsitz in 
Rumänien hat oder sich dort zeitweise aufhält und 
während seines Aufenthalts im Lande die innere oder 
äussere Sicherheit des Staates gefährdet oder die "i 

öffentliche Kühe stört oder an Umtrieben, welche den ," 

Umsturz der politischen oder sozialen Ordnung im Lande ';Ä 

oder im Auslande bezwecken, teilnimmt, kann von der 
Regierung gezwungen werden, sich von dem Orte, wo "^ 

er sich befindet, zu entfernen oder einen ihm besonders % \ 

bezeichneten Ort zu bewohnen, oder auch das Land j 

zu verlassen, 

Artikel 2. Der ministerielle Ausweisungabeschluss, 
der vom Ministerrat gefasst wird oder der Beschluss, 
durch welchen der Ausländer gezwungen wird, sich an 
einem bestiraraten Ort aufzuhalten oder seinen jetzigen 
Aufenthaltsort zu verlassen, wird dem Betreffenden auf 
dem Verwaltungswege ohne Angabe der Grande zur 
Kenntnis gebracht 

Artikel 6. Der Ausländer, der vor kurzem im 
Lande angekommen ist und keinen bekannten Wohnsitz 
oder Aufenthaltsort hat, ist verpflichtet, sich innerhalb 
iO Tagen nach seiner Ankunft und nach der Veröffent- 
lichung des vorliegenden Gesetzes einen Aufenthalts- 
schein von der Polizei oder Verwaltungsbehörde des be- 

^ ■ treffenden Orts zu verschaffen für die Zeit während 

h', welcher er im Lande bleiben oder reisen will. 

Dieses Gesetz, welches am 6. April 1881 ange- 
nommen wurde, war ursprünglich gegen die russischen 
Nihilisten gemihtet. Dasselbe gestattete dem liberalen 
Bumänien, den Nihilisten seine Thür zu verschliessen und 
dem Zaren diejenigen auszuliefern, die bei ihm Zuflucht 
gesucht hatten. Nach den Judenverfolgungen vom 



— 55 — 



> Jahro 1885 imd nachdem die englischen Israeliten an 

^ . Lord Salisbury das Gesuch gerichtet hatten, einzugreifen 

und die Ausfahrung des Berliner Vertrages zu ver- 
langen, kam die rumänische Regierung auf den Ge- 
danken, das Gesetz vom 6 April 1881 auf die Juden 
anzuwenden. Neun Pei'sonen, und zwar Journalisten 
und Direktoren von Zeitungen wurden ausgewiesen, 
erstere weil sie in ihren Artikeln gegen die Juden- 
verfolgungen Einspruch erhoben, letztere weil sie diese 
Artikel in ihre Zeitungen aufgenommen hatten. Diese 
'^^' Juden hatten ein Verbrechen der Vaterlandsbeleidigung 

'mj begangen, weil sie nicht ruhig die Massregcin hin- 

nahmen, die über sie ein Ljand verhängte, welches ihnen 
nicht nur die Bürgerrechte, sondern auch die Menschen- 
rechte verweigerte. Die rumänische Presse glaubte 
Einspruch erbeben zu müssen, obgleich sie antisemitisch 
war; doch nahm man darauf keine Rücksicht und setzte 
( die Ausweisungen von nun an systematisch fort Die 

Juden, die in Rumänien geboren waren und unter 
keinem fremden Schutze standen, konnten auf dem 
Verwaltungswege über die Grenze gebracht werden, 
ohne dass man ihnen die Gründe Ihrer Ausweisung an- 
gab. Sie gefährdeten, so hiess es, die innere und 
äussere Sicherheit des Staats. Und weshalb? Nun, 
• weil sie gegen die Behnndlung, die ihnen zu teil wurde, 

■"• gegen die Gesetzgebung, die sie zu Grunde richtete, 

Einspruch erhoben, und weil sie zur Auswanderung 
rieten und für diese Vorbereitungen trafen. Denn man 
hat nicht das Recht, die Juden in Rumänien zu veran- 
lassen, massenweise auszuwandern, bis nicht die 
Rumänen in der Lage sind, diese nützlichen Arbeits- 
■ kräfte zu ersetzen, was sich nicht so bald bewerk- 
stelligen lässt 

Durch die Verordnung über die Aufenthaltsscheine, 

' welche raan im Oktober 1881 noch vervollständigte, 

wurde das Gesetz noch verschärft. Es wurde verlangt. 



m 



•T 



^SS^fe- 



J-iWiarf^ 




^mmmmi?9r- 



— 56 — 

i jeder Atialilnder, der in Rtimitiuoii reisen oder sich 
dort aufhalten wollte, sich einen Aufenthaltsscliein löst. 
Nur die Bezirkspräfekten und \n Bukarest und Jatisy 
die Poliüeipräfekteii hatten das Recht, diese Scheine 
auazuhtLndigen, mit welchen sich mit Ausnahme der 
Reisenden, die sich nicht länger als einen Monat im 
Lande aufhielten, alle anderen gegen Aushändigung 
ihres Passes versehen mussten. Das Reisen zu den 
Messen und nach den ländlichen Gemeinden ohne 
Aufenthaltsschcin war untersagt, mau hielt dies ffir eine 
Üebertretung der Verordnung. Die Konsulate und 

ndtscbaften erhoben Vorstellungen und das 
rumänische Kabinet kündigte an, dass es die Ver- 
ordnung abändern werde. Das geschah nicht, aber die 
Verordnung fand auf die Ausländer keine Anwendung 
mehr, nur die Juden fielen ihr zum Opfer. Uebrigens 
hatte man sie schon seit 1880 gezwungen, sich mit 
Aufenthalts- und Legitiraationsscheinen zu versehen, 
wenn sie sich nach den Messen begaben, von jetzt an 
verlangte man diese Scheine von den Juden, die in den 
Städten wohnten und dort Handel trieben. Den 
israelitischen Kaufleuten, die sich ihrer Geschäfte wegen 
ins Ausland begeben wollten, verweigerte man die Pässe. 

Im Jahre 18Ö9 wurden die Willkürmassregeln etwas 
eingestellt, aber im Jahre 1891 begannen die Plackereien 
aufs neue und dauerten dann bis 1896 fort. Ina Jahre 
1900 wurde eine neue Verordnung erlassen, sie wich 
von der vorhergehenden nicht viel ab, aber der Minister 
des Innern Onesco schlotis derselben ein Rundschreiben 
an, worin er hervorhob, dass die Verordnung auf die 
Ausländer, aber nicht auf eingeborene Juden anwendbar 
sei. In Wirklichkeit war damit das Schicksal des Juden 
der Polizei anvertraut, welche ihn je nach ihrem Be- 
lieben als Eingeborenen ansah oder nicht. Uebrigens 
wurde sofort ein anderes Rundschreiben erliissen, in 
welchem den Juden, die keine ausländischen Uoterthiinen 
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waren, angeraten wurde, Bich Iiegitimntionsscheine zu 
verschaffen. Von nun an machten gewisse Prftfekten 
Schwierigkeiten, diese Scheine auszuhändigen, indem 
sie bald die Geburtsscheine, bald die Milititrpapiero für 
ungeuügend erachteten. Andere Prüfekteii dagegen 
forderten die Juden dringend auf,sich diese [jegitinuvtions- 
Bcheinc zu verschaffen und drohten ihnen, sie anderen- 
falls als Ausländer zu behandeln. Aber alle diese Mass- 
nahmen scheinen der rumänischen Regierung noch nicht 
ausreichend zu sein. Um sie zu vervollständigen, hat 
der Minister des Innern Aurclian soeben einen neuen 
Gesetzentwurf ttber die Landpolizei eingebracht, der 
dazu bestimmt ist, die kleinen Handler, Handwerker 
und Arbeiter noch mehr zu bedrücken. Nach diesem 
Gesetzentwurf sollen die Ausländer gezwungen sein, 
bei dem Bürgermeisteramt der ländlichen Gemeinde, wo 
sie sich niederlassen, ein Niederlassungs- Gesuch einzu- 
reichen. Dem Gemeinderat soll es freigestellt werden, 
ihnen die Erlaubniss zu geben, sich am Orte niederzu- 
lassen oder ihnen dies zu verweigern. Ist die Erlaubnis 
vom Gemeinderat orteilt worden, so ist weiter nach 
einer Begutachtung aeilens desPräfekten die Reslätigung 
des Ministers des Innern erfonlorlich. Wird ' einem 
Ausländer vom Genieinderat nicht gestattet, sich an 
einem Ort niederzulassen, so kann er nach Begutachtung 
des Prät'ekten an den Minister des Innern appellieren, 
der dann endgiltig entscheidet Die, welche diesen 
Bestimmungen nicht nachkommen, sollen ausgewiesen 
werden können, ebenso die, welche durch HaDdlungen, 
Reden oder Schriften die allgemeine Sicherheit des 
Staats bedrohen, die öffentliche Ruhe und Ordnung 
stören oder sich einer Gesetzesübertretung 
schuldig machen, selbst wenn es ihnen ausdrücklich 
gestattet worden ist, sich im Lande niederzulassen. 
Wenn ein Ausländer, also selbst aus Unwissenheit gegen 
das Gesetz handelt, soll er uicht, vor Gericht gestellt, 
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sondern auf dem Verwaltungswege ausgewiesen und 
eiafach nach Willen und Gutdünken der Polizei, welche 
in diesem Falle für die Beurteilung der Gesetzesüber- 
tretung massgebend ist, ins Elend gebracht werden. 
Man wird also den Juden leicht ausweisen können. Aber 
drei Artikel dieses Gesetzes hindern ihn schon von 
vornherein, sich in einer Landgemeinde niederzulassen. 
Der Artikel 40 bestimmt nämlich: „Kein öffeothches 
Lokal, keine Gastwirtschaft, Herberge, Materialien- 
handlung, kein Kaffeehaus, keine Bäckerei u. s. w, soll 
ohne Erlaubnis des Gemciiiderates und ohne die Zu. 
Stimmung des Präfekten eröffnet werden können." Und 
der Artikel 44 besagt: „Nur den Rumänen und den 
Katuraliaierten soll die Erlaubnis erteilt werden, ein 
öffentliches Lokal zu eröffnen." Dass man glücklich 
dahin gelangt ist, den kleinen Händler, Krämer und 
B&cker als einen Beamten in gewissem Sinne anzusehen, 
dem die Leitung eines öffentlichen Etablissements an- 
vertraut ist, das ist geradezu ein Meisterstück des 
rumänischen Protektionssystems. Ein anderer Artikel 
trifft indirekt, aber in sehr wirksamerWeise den jüdischen 
Arbeiter. Es ist der Artikel 18, der folgendermassen 
lautet: „Die Leute, welche ausländische Arbeiter be- 
schäftigen, müssen eine Erklärung abgeben, durch 
welche sie sich verpflichten: die Staats-, Departemental- 
und Gemeindesteuern zu zahlen, welche die ausländischen 
Arbeiter wahrend ihres Aufenthalts im Lande schulden; 
ferner die Verantwortlichkeit für allen Schaden zu 
tragen, welcher der Gemeinde oder ihren Einwohnern 
durch die ausländischen Arbeiter verursacht worden ist 
und alle Koston für die Rückbeförderung dieser Aus- 
länder in ihre Heimat zu tragen." 

Wenn dieses Gesetz angenommen wird, so wird 
es den Juden den Aufenthalt auf dem I^nde völlig un- 
möglich machen, und die seit 30 Jahren von den Anti- 
semiten gemachten Anstrengungen, die Juden in die 
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Städte zurQckzu treiben, würden damit endlich von Er- 
folg gekrönt sein. Angefangen wurde hiermit vor dem 
Berliner Vertrage, durch das Schankgesetz vom Jahre 
1873, welches bestiminte, dass die Inhaber von Schank- 
wirtschaften in den ländlichen Oemeinden, Dörfern und 
Flecken „nur die Licenz erhalten, wenn sie als Wähler 
in die Listen einer Gemeinde eingetragen sind." Man 
verlangte dasselbe von denen, die isolierte Herbergen 
auf den Landwegen aufmachen wollten. 

Im Jahre 1880 wurden in einem Rundschreiben die 
Regierungsbearaten aufgefordert, das Gesetz von 1873, 
welches nicht strenge genug gehandhabt wurde, genau 
auszuführen. Es wurde den jüdischen Schankwirten 
eine Frist von einem Monat gewährt, um ihre Waren 
zu verkaufen und ihre Schankwirtschaft zu schlieasen., 
Durch ein anderes Bundschreiben vom Jahre 1881 
wurden diese Vorschriften auch auf die kleinen Städte 
und Dorfer ausgedehnt und den Ausländem sogar der 
Verkauf en gros verboten. Damals machte man noch 
moralische Erwägungen geltend: es handelte sich 
darum, die Bauern von den israelitischen Giftmischern 
zu befreien. Seit dem Jahre 1881 verkauft kein Jude 
mehr dem rumänischen Volke Branntwein.*) Gastwirte 
sind jetzt die Bürgermeister, Notare, Gemeindebeamten, 
Untcrpräfekten und einige christliche Ausländer. Der 
Bauer wird jetzt von Staatswegen vergiftet und mehr 
als jemals, da jetzt viel schlimmer als früher gefälscht 
wird und die neuen Inhaber der Gastwirtschaften ver- 
möge ihrer amtlichen Stellung und des Ansehens, welches 
sie geniessen, ihre Kunden zwingen, mehr zu veraehren. 

Im Jahre 1898 interpellierte in der rumänischen 
Kammer**) ein Deputierter, aber diese Interpellation 
blieb ohne Erfolg, denn hinter den Schankwirten stehen 

*) Anagenoimnea in den Gemeinden, in welchen man keine 
rechtgläubigen Schankwirte finden konnte. 
**) SJtsungea vom 7.— 11. M&rs I69S. 
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die grossen rumänischen Kapitalisten. Durch rtieses 
Gesetz wurden also die Juden zuerst nach den .SUldtcn 
getrieben. Das Geraoindegesetz vom Jahre 18B7 war in 
dieser Hinsicht noch, wirksamer. Dieses Gesetz unter- 
sagte den Aush^ndern nicht, in den Dörfern zu wohnen 
— das wäre eine reaktionäre Massregel gewesen, deren 
sich die rumänischen Liberalen nicht schuldig machen 
durften — aber es besagte, (Artikel 2): „Der Ausländer, ■ 
der sich in einer ländlichen Gemeinde niederlassen will, 
muss dazu die Erlaubnis vom Gemeinderat erhalten," 
Ausserdem liess es das Gesetz von 1869 über die Land- 
polizei fortbestehen, dessen Artikel 10 bestimmte: „Die 
Landstreicher können sich in den ländlichen Gemeinden 
nicht ohne Erlaubnis des GemeinderatOM niederhvssen." 
Die Behörden sahen die Juden als I.Jindstroicher an, 
wie sie sie als Ausländer ansahen. Man verjagte 
sie deshalb aus den Dörfern wie aus den kleinen Städten 
durch Rundschreiben, die nach Annahme des Schank- 
gesetzes erlassen wurden. „Es ist dies ein trauriges, 
ergreifendes Kapitel , sagt Siucerus*) an der Stelle 
seines Buches, wo er von diesen Ausweisungen spricht, 
es mtissen daher auch dai'in alle Einzelheiten, alle die 
schrecklichen Vorgänge genau geschildert werden. 
Durch ein kurzes Resume würde man sich nicht nur 
einem Dementi seitens der Rumänen aussetzen, die 
immer die Massenausweisnngen und die betrübenden 
Auftritte, die sie im Gefolge hatten, geleugnet haben, 
sondern auch den Juden freundlich gesinnte Leute 
würden ungläubig den Kopf schütteln und der Ansicht 
sein, dasH man die Dinge übertreibe, um das Mitleid der 
Welt für Menschen zu erregen, die die rumänischen 
Behörden wie Vagabunden behandeln und denen sie 
vorwerfen, dass sie die ländliche Bevölkerung moralisch 
zu Grunde richten. Auftritte kommen da vor, hei denen 

•) E. SincprUB ,Lu» Juif« t-n IlouiiiHnlc* S. 178—170, 
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man sieh in ein anderes Zeitalter versetzt glaubt, und 
Willkürakte, die geradezu haarsträubend sind. Nur wenn 
man die Namen der ausgewiesenen Personen anfohrt, 
und ihre Vergangenheit schildert, nur wenn man fQr 
jeden einzelnen Fall die Beweisstücke beibringt und die 
schrecklichen Vorgänge Schritt för Schritt verfolgt, 
kann man wirklich jemandem einen Begrifl' von der - 
Jagd auf die Juden in den Dörfern machen. Wenn man 
diese Fakten generalisieren und eine zusammenfasseiide 
Schilderung dem Publikum unterbreiten wollte, würde 
man das alles fUr ein Werk der Phantasie halten, dem 
man weder Aufmerksamkeit noch Glauben schenken 
würde, so unwahrscheinlich würde die Wahrheit er- 
scheinen." Es ging so weit, doss die judcnfeindlichsten 
Minister einschritten und den Präfekten und Kommunal- 
boharden Halt geboten. Freilich erliesaen sie anderer- 
seits fortwährend neue Kundschreiben, die diese Be- 
hörden nach Gutdünken deuten konnten. 

Im Jahre 1892 fasste das konservative Ministerium 
Catargi einen Beschluss, nach welchem dos Gesetz über 
die [.iindpolizei und das Gemeindegesetz nicht anwend- 
bar Bclu sollten „auf die Ausländer, welche In den 
kleinen Städten des Landes seit ihrer Gründung oder' 
seit langer Zeit Grundbesitz hatten". Die Ausländer, 
welche die gesetzliche Zeit im Heere gedient hatten, 
durften sich ebenfalls in den Dörfern und Flecken 
niederlassen, in denen sie alsRekruten ausgehoben worden 
waren."*) 

•) Die meieten dieser l'lotkcri wareo im 19. J&hrbundert von 
den Juden gegründet und bevölkert worden. Dies? waren auf daa 
iinbeTCOhnte Gebiet von den Bojaren herbeigerufen worden, welche 
ihneu Vorrechte einräumten, die von den herrschenden Fürsten durch 
Eriflsflc besttttigt wurden. Sie hatten z. B. das Eigentumsrecht und 
genossen die Vorteile der Bürger. Als die l-'ieL-keii in ländliche 
Gemeinden umgewandelt wurden, nahm man den Juden ihre Vor- 
rechte bis auf das Recht, Grundstüdce zu besitzen, die sie ver- 
machen, aber nicht verkaufen können. 
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Man duldete auch die, welche zeitweilig mit iliren 
Praaen und Kindeni während der Periode der Land- 
arbeiten kamen — wenn man sie brauchte — aber nur 
solange, wie sie angestellt waren. Im Jahre 1896 hob 
das liberale Kabinet Stolojan diesen Beschluss des Mi- 
nisteriums Catargi wieder auf, weil er nicht vereinbar 
war mit den kategorischen Bestimmungen des Gesetzes 
über die Landpolizei und des Qemeindegesetzes. Nach 
der Aufhebung des betreffenden Beschlusses wurde ein 
Rundschreiben erlassen, in welchem es hiess, dass „die 
Erlaubnis, die den Äualändem von den ländlichen Ge- 
meinderäten erteilt worden sei, sich in den betreffenden 
Gemeinden niederzulassen, wenn dies auch vor noch so 
langer Zeit geschehen sei, immer wieder von dem Ge- 
meinderate zurückgenommen werden kann, sobald der 
Ausländer für die öffentliche Ruhe gefährlich wird, die 
Ordnung stört, völlig verarmt oder keine genügenden 
Existenzmittel hat." 

Nach der grossen Auswanderung vom Jahre 1900 
hob das Ministerium Carp das Rundschreiben von 1896 
implicite auf, weil es hoffte, dadurch der Auswanderung, 
die der wirtschaftlichen Entwickelung des Landes ge- 
fährlich zu werden drohte, ein Ende zu machen. Aber 
das Rundschreiben, durch welches das frühere aufge- 
hoben wurde, war so unklar abgefasst, dass die Prä- 
fekten dies benutzten, um den bereits ausgewiesenen 
Juden, die wieder nach den Gemeinden zurückkehren 
wollten, zu erklären, dass die Instruktionen dahin lauten, ' 
nicht mehr auszuweisen, aber nicht den Ausländem zu 
gestatten, sich aufs neue irgendwo niederzulassen. Nach 
dem Sturz des Ministeriums handelten die Behörden ganz 
so wie früher die Gemeinderäte, welche die Juden, die 
sie als Arbeiter brauchten, nicht auswiesen. 

Ich habe jetzt die verschiedenen Gesetze dargelegt 
und gezeigt, was für eine Waffe sie sind, nicht als solche, 
sondern auch durch die Art und Weise wie sie von 
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der Polizei und Verwaltung ausgelegt werden. Man 
hat ausserdem noch allerlei UDgesetzliclie Massregeln 
gegen die Juden ergreifen können, ohne dass dies die 
öffentliche Meinung oder die Regierung irgendwie zu 
beunruhigen schien. Die Gemeinden, welche von den 
Behörden aufgereizt wurden und sicher waren, dass 
man sie nicht zur Rechenschaft zog, legten den Juden 
me im Mittelalter besondere Steuern und Abgaben auf. 
Im Jahre 1880 wurde den Juden in Buzeu eine soge- 
nannte „Judensteuer" auferlegt Im Jahre 1882 zwang 
man die jQdiache Gemeinde in Piatra, jährlich 1200 Pres. 
für die Musik der Stadt zu zahlen. In Dorohoi be- 
steuerte der Gemeinderat das von den Juden rituell 
geschlachtete Geflügel, und der Ertrag wurde vom Qe- 
meinderat zum Bau eines Domes benutzt. 

Im Jahre 1891 erhielt derselbe Gemeinderat von 
der Regierung die Erlaubnis, eine durch jene Steuer 
garantierte Lotteiie zu veranstalten und man nötigte 
die Juden, Loose zu nehmen.*) Mau wandte nötigenfalls 
auch zu diesem Zwecke Zwangsmittel an und man unter- 
sagte sogar die Beerdigung derjenigen Juden, deren 
Familien keine Loose genommen hatten. 

Im Jahre 1895 fahrte derselbe Gemeinderat eine 
neue Pleiachsteuer ein, die ausschliesslich von den Juden 
erhoben wurde. In Bivolari zwang der Unterpräfekt die 
Juden, jährlich 4000 Pres, zu zahlen, um die Poüzei- 
beamten zu besolden, welche die Juden zu verfolgen 



*) Die Lotterien joder Art sind in Rumänien verboten, bis' 
suf die Lotterien zu einem wohithätigen Zweck oder cur Hebung 
der Künste, die von der Kogierang gestattet werden tcönnen. 
Die Veranataitimg von Lotterien ist nun den Juden niemals 
gestattet werden, obgleieh sie .sich daudt nur die Dotigeii Mittel 
zur Erhaltung ihrer Schulen und zur Grüudung neuer Schulen 
Tcrschaffen wollten. Man zwingt sie aber, Loose zu Iciufen zum 
Bau eines Domee. 
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hatten,") Und der Jude ist nicht nur der Willkür der 
Gemeindeverwaltung preisgegeben, sondern auch der 
Staatsverwaltung, den Gerichten, der Polizei auf Gnade 
und Ungnade ausgeliefert, man kann ihv( \ nach Belieben 
Steuern und alle möglichen Ltiston auferlegen. Wenn er 
will, dass man ihn in Ruhe lässt, muss er sich fort- 
während loskaufen, sonst läuft er Gefahr, ausgewiesen 
zu werden. Wenn er reich ist, thut er, was man von 
ihm verlangt, wenn er arm ist, muss er leiden. 

Wenn in einer Gemeinde oder in einem Bezirke die 
Verwaltung Geld braucht, bedroht sie die Juden der be- 
treffenden Gemeinde oder des betreffenden Bezirks mit 
der Ausweisung, wenn sie nicht einwilligen, eine be- 
stimmte Abgabe zu zahlen,"*) Mittellose Politiker und 
Uinisterialbeamte schlagen denselben Weg- ein, um sich 
bei den jüdischen Bankiers Kredit zu verschaffen und 
dieselben Bankiers werden zur Rede gestellt, wenn sie 
sich den Gegnern der Regierung entgegenkommend 
zeigen. In Kalarasch wurde ein jüdischer Schneider aus- 
gewiesen, weQ er dem Polizeichef, welcher ihm Geld 
schuldete, einen Anzug nicht liefern wollte.***) P>in 

*) Diese Steuoru sind völlig ungeBctslich und widersprechen 
der VorfoSBung', wenn die Regierung sie auch duldet oder sie gar 
gestattet. Ai-tikel 10 der Verfassung besagt: „Es gicbt im Staate 
kelnoa Klassenunterschied. Alle Rumäuün sind gleich vor dem 
Gesetz und ohne Uuterschied vorpUiclitct, zu den Steuern und 
Sffontlichon Lasten beizutiageu". Artikel II lautet: „Die Ausländer 
genlesaen, was ihre Person und Ihre Güter betriffl, denselben Schute 
wie die Uuin&nen". Artikel 108: „Jede Steuer wird nur 2um Nutseii 
des Staats, des Bezirks oder der Gemeinde geschafTen". Artikel 
109: „Eine Steuer sum Nutzen dos Staats kann nur auf Grund eines 
Gesetzes geschalfon oder erlioben werden". Artikel 110; „Keine 
Steuer oder Last zum Nut/.en des Bezirks kann ohne Zustimmung 
des Bczirksrats aufgelegt werden. Keine Gemeindesteuer kann . 
obnc Zustimmung des Gemcinderata geschaffen werden. Die von 
den Departements- und GemeindeiUCeu bewilligten Steuern uiüsseä 
vom Parlament bestätigt und vom König sanktioniert werden". 
**) In der Dobrudscha z. B. im Oktober Ib^jn 

•*♦) Advenil, 15. Oktnb«r iWW. 




anderer Israelit wurde ausgewiesen, weil er gewagt 
hatte, Schadenersatz zu verlangen, nachdem man ihn 
gegen altes Recht der deutschen Polizei ausgeliefert 
hatte .*) Die Aufenthaltsscheine, die gesetzlich ver- 
langt werdeu, verkauft die Polizei öffentlich; wenn die 
armeu Teufel sich keine kaufen können, so ist das um 
so schlimmer für sie, sie werden dann einfach als Vaga- 
bunden behandelt. Und diese Einnahmequelle ist uner- 
schöpflich, da die Gemeinden die Juden, die sie nicht ent- 
behren können, wieder zurückrufen, denn die Juden sind 
Maurer, Tischler, Dachdecker, Schneider, die notwendig 
gebraucht werden und der Jude kommt stets wieder 
zm-ück, denn er verhungert sonst, und der zeitweilige 
Aufenthalt im Dorfe schafft ihm wenigstens eine kleine 
Erleicliterung. Der Jude kehrt zurßck und ernährt 
wieder den Polizisten, bis er aufs Neue verjagt wird. 
Und so geht es jetzt seit zwanzig Jahren. Seit zwanzig 
Jahren bewegen sich fortwährend die Juden, die bald 
au,sge wiesen, bald wieder zurückgerufen werden, auf 
den Landstrnsseu der Moldau und Walachei hin und her. 
Niemand regt sich über diese Qualen der Juden auf, 
und wer sollte sich auch aufrogenV Der Bauer ist unter 
dem Joch gebongt, er ist ebenso bedrückt wie der Jude, 
den er nicht hasst, der für ihn ein Leidensgefährte ist, 
aber er ist ebenso unempfindhch für das Unglück anderer, 
wie für sein eigenes. Was die leitende Klasse, die der 
Beamten und Politiker betrifft, so kann diese sich nur 
dadurch halten, dass sie fortwährend die Juden dem 
Bürgerstande opfert, der mehr Bedürfnisse hat, als sie 
befriedigen kann. Der völbg unbegründete Abscheu 
gegen den Juden bewirkt, dass man alles geschehen 
lässt und in einem noch halbbarbarischen Volke, wie 
dem rumilnischen, welches unter einer oberHilchlicUen 
Zivilisation orientalische Grausamkeit birgt, findet man 



•) PranfcfDrtor Zeitung, Juil 1807. 
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nichts darin, dass es eine Klasse von Parias giebt, die 
Jeder mtashandcln kann. Einem Buchdrucker aus Buka- 
rest, der gegen die Verhaftung einer seiner Verwandten 
Einspruch erhob, antivortete der Polizeipräfekt: „Für 
Euch Juden kennt die Polizei keine Gesetze!" Ein 
anderer PräXekt zwingt die Juden, die Treppen und 
Thüren ihrer Häuser rot anzustreichen und lässt die- 
jenigen, welche sich dem Befehle widersetzen, von seinen 
Unterbearaten durchprügeln . Noch ein iinderer lässt 
- die Juden berboiholen, um militilrisclte Ausrüstungs- 
stücke unentgeltlich fortzuschaffen und lässt die miss- 
handeln, die nicht gutwilUg den Auftrag ausführen.*) 
Gegen diese Missbräuche giebt es keine Zuflucht bei 
den Gerichten, ausgenommen für die Reichen, die sich mit 
Geld Recht verschaifen können. Der Arme, wenn er 
misshandelt wird, kann sich noch glücklich schätzen, 
wenn or mit dem Leben davonkommt. Nach den Un- 
ruhen vom Jahre 1897 in Bukarest erscheint ein Jude, 
der von den Onruhstiftern geblendet worden war, als 
Zeuge vor Gericht! „Kannst Du die, welche Dich so 
zugerichtet haben, nicht erkennen?" fragte ihn der 
Präsident unter allgemeinem Gelächter. Um den Juden 
eine Lektion zu erteilen, worden die, welche die Häuser , 
der Juden plündern oder in Brand stecken, welche die 
Juden ermorden, ihre Begrab nissplätze entweihen, die 
Synagogen zerstören und die Juden ins Wasser werfen, 
entweder Überhaupt nicht gerichtlich verfolgt oder unter 
dem Beifall der Menge frcigespi-ochen. 



■] Im Jahre 1885 zählte ein Journalist in der Zeitung „Fm- 
teroltatea" uüilreiche FiUle auf, in wetclicu Juden miashandelt, ja 
sogar ^tötot worden sird. Man wollte ihn nicht gerichtlich ver- 
folgen, weil er vor Gericht die Beweise fUr seine Angaben erbracht 
haben würde. Man lOg es vor, ihn auszitircison, obgleich er in 
Ruinftnlen geboren und Sohn eiaea geborenen Humanen war. Das 
war eine Lektion fSr die übrigen und so knebelt man die jüdi 
Achen Schriftsteller in Kuuiänien. 
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Und alles trägt dazu bei, um diese judeDfeindlicbe' 
Stimmung fortbestehen zu lassen, ja sie sogar noch zu 
verscharfen, die Schule sowohl wie die Presse und die 
antisemitischen Vereine. In einigen Schulen setzt man 
die israelitischsn Schüler auf besondere Bänke und der 
Lehrer selbst giebt Anlass zu allerlei Verhöhnungen und 
Beschimpfungen. 5lan giebt den Schülern antisemitische 
Aufsatzthemata, welche sich in den Grammatiitböcberfl 
der rumftnischeri Sprache für die Mittelschulen vorfinden. 
Man zwingt die jüdischen Kinder, über derartige Themata 
Aufsätze zu schreiben. Von diesen lauten einige wie 
folgt: „Man darf den Worten eines Juden keinen Glauben 
schenken, selbst wenn er im Sterben liegt." — „Fast in 
allen Dörfern der Moldau werden die Wirtshäuser von 
Juden gehalten, die wie Blutegel die Bauern aussaugen", 
und neben diesem Satze, der erlogen ist, da ja seit einiger 
Zeit schon die Wirtshäuser sich ausschUesslicIi in 
Händen von Christen befinden, steht folgender andere, 
welcher mit dem vorhergehenden in Widerspruch ist: 
„Unsere Gesetze yerbieteu den Juden, in den Dörfern 
Wirtshäuser zu halten." Dazu kommen die Beleidigungen, 
welciie das Eind kränken und es in den Augen seiner 
Mitschiller herabsetzen. „Geh' fort," sagt z.B. ein Lehrer 
zu einem israelitischen Schüler, ich kann den Geruch 
des Juden nicht ertragen!" „Du kommst zu spät," sagt 
ein anderer, „Du hast wohl dem Vater bei seinen 
Wuchergeschäften helfen müssen!" 

Die Zeitungen machen es noch schlimmer. Bis auf 
wenige Ausnahmen ist die ganze Presse antisemitisch 
und bedient sich bei ihren Angriffen der rohesten Aus- 
drücko. Sie tritt fortwährend für Ausnahmegesetze ein 
und wenn das nicht genügt, kommen ihr die antisemiti- 
schen Vereine zu Hilfe. Der mächtigste ist die „Anti- 
semitische Allianz", welcher der frühere Unterrichts- 
minister Istrati angehörte. Sie wurde im Jahre 1895 in 
Bukarest gegründet und zählt sehr viele Politiker und 
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Beamten zu ihren Mitgliedern. Nach ihren Statuten hat 
äie sich Kur Aufgabe gestellt: 

Kapitel I § 2 a) Den Kampf auf Jodcm erlaubten 
Wege und in allen Richtungen zur Aufrcchterluiltuiig 
des rumänischen Elements gegen die Juden, deren Zahl 
und Laster für die rumänische Nation eine Ocfolu' ge- 
worden sind. 

b) Den Scliutz und die Hebung der ruraänischen 
Industrie, soweit sie in den Hunden von Rumänen ruht. 

c) Die Hebung und Entwickeluog des rumäni- 
scheu Handels soweit er in den Hftnden der Rumilnen 
liegt und Schwilcbung der von den Juden erlangte« 
Finanzinaclit. 

d) Den Kampf gegen den Wucher und die Speku- 
lation der Juden in allen Zweigen des Ackerbaues, be- 
sonders in der Moldau. 

e) Die HrhaUung und Entwickelung des religiösen 
Sinnes, der Kampf gegen die Sitten verderben de Hand- 
lungsweise der Juden und gegen die durch eine falsche 
Auslegung der Humanitiltspflichten hervorgerufene De- 
moralisierung. 

f) Die Ermutigung imd den Schutz der rumänischen 
Arbeiter. 

g) Da das jüdische Element sich nicht assimilieren 
tiisst, wird die Vereinigung eine Ausdehnung der politi- 
schen Rechte der Juden bekilmpfen. 

h) Sic wird nlle erlaubten Mittel anwenden, um die 
Lage der Juden in Rumänien unerträglich zu machen 
und ihre Auswanderung zu besehleunigen. 

Kapitel II § 8. Der Verein wird eine Agrarpolitik 
in Angriff nehmen, durch welche die Grundbesitzer und 
Ackerbauer gegen die jQdische Ausbeutung geschützt 
werden. 

Um seinen wirtschaftlich-religiösen Charakter eu 
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keoDzeichnen, hat der Verein noch Folgendes in seine 
Statuten aufgenommen : 

Kapitel VI g 70. Jeder Rumfljie, der einen Beitrag 
von 500—1000 Free, leistet, hat das Recht, die Insignien 
des Ordens „Cavaler Antisemit" zu tragen. 

§ 72. Ein Jahr nach seinem Eintritt erhält jedes 
Mitglied ein Antisemiten-Diplom. 

§ 73. Alle Mitglieder, welche das Antisemiten- 
Diplom besitzen und sich in der Mission, die ihnen der 
Verein anvertraut hat, ausgezeichnet haben, können den 
Orden des Kreuzes erhalten. 

§ 74. Die l^tglieder, welche den Orden des Kreuzes 
haben, können den Orden des „Cavaler Antisemit" und 
,,St. Michaels-Orden" bekommen, wenn sie durch ein 
Votum des Grossen Rats für die dem Vorein geleisteten 
Dienste für würdig erachtet werden, 

§ 84. Der Verein wird zu den antisemitisctien Ver- 
einen des AuslandeB in Beziehung treten und im Ein- 
verständnis mit diesen arbeiten. 

Wie überall, wie in Oesterreich, Deutschland und 
Frankreich stellen auch die Antisemiten in Rumänien 
ihr Programm unter den .Schutz des Kreuzes, Christi 
und der Krzengel, In Wirklichkeit trennen sie ihre 
kommerziellen und industriellen Interessen nicht von 
ihren religiösen Vorurteilen und bedienen sich dieser, 
um jene zu wahren. Ihre auf diese Weise organisierte 
Miliz wollte eine aktive Rolle spielen. Sie beschränkte 
sich nicht darauf, durch ihre Mitglieder einen Einfluss 
auf da-i Parlament zu üben, sie stiftete auch Unruhen 
im, wenn dies nötig schien, so in Bakau und ISotosliani 
im Jahre 1890, in Bukarest 1897, in Jassy 1898, in Dran- 
ceni 1900. Die Unruhen in Bukarest witren die erosfesten 
und am bezeichnendsten. Sie brachen ans, nachdem 
ein Gesetzentwurf eingebritcht worden war, der lie- 
zweckte, die Juden aus dem Heere zu enifenien, 
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was unter den Beteiligten eine heftige Erregung hervor- 
gerufen hatte. Die Juden wussten sehr wohl, dass dieses 
Gesetz, wenn es zur Annahme gelangte, denen, welche 
ihnen ihre Bürgerrechte verweigern wollten, eine neue 
Waffe liefern würde. Die jüdischen Ueservisten hielten 
eine Versammlung ab, um Einspruch zu erheben. Dieser 
folgte eine andere, die von den rechtgläubigen Studenten 
einberufen wurde. Am Abend vorher Ueasen die Ver- 
'- ■ anstalter an den Mauern der Hauptstadt ein heftiges 

Manifest anschlagen und am folgenden Tage durcheilten , 
nach Beendigung der Versammlung Banden die Strassen, 
welche die Hftiiser der Juden zerstörten, die Schaufenster 
ihrer Laden einschlugen, diese und die von den Juden 
besuchten Kaffeehituser plünderten, in den Synagogen 
Verwüstungen anrichteten und die Israeliten einzehi 
überfielen und misshandelten. Die Ruhestörer waren 
mit Knütteln und eisernen Stangen bewaffnet, sie be- 
gingen ihre Schandthaten, ohne dass die Polizei sie 
daran hinderte. Erst spät am Abend griff die Gendai-merie 
ein und machte den Unruhen ein Ende.*) 

Als Marghiloman in der Kammer wegen dieser 
Vorkommnisse interpellierte, trat der Minister des Innern 
für die Polizei ein, machte die .luden für die begangenen 
Ausschreitungen verantwortlich und erkläi'te, doss diese 
„eine bedauerliche Reaktion seien gegen die Ueberhebung^ 
der Juden," Natürlich muastcn die Juden die Kriegs- 
bosten tragen. Man verbot ihnen selbst ganz private 
Versammlungen abzuhalten und ihre Vereine wurden 
aufgelöst. Was konnten sie jetzt thun, um sich zu ver- 
teidigen? Man gestand ihnen nicht das Petitionsrecht 
au; dieses Recht hatten nur die Bürger und nach diesem 
Grundsatz wurde die Petition der „Allgemeinen Ver- 



*) DumalB erhob dor „Allgemein«- Verein der nirnftniscIieD 
Studenten" Einepntch gvp;i!n diese Vorgänge und gegen die Mi- 
norität der Studenten, welche Bich an dem Zeistörungewcrk der 
antiseimtiecben Banden beteiligt hatte. 
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einlgung der einheimischen Juden", die ausschliesslich 
aus Leuten bestand, welche ini Heere regelrecht gedient 
hatten, im April 1893 vom Senat zurückgewiesen. Man 
sprach ihnen .jetzt das Recht ab, Versaromlungen ab- 
zuhalten, Vereine zu bilden, gleichviel zu welchem 
Zweck. Du sie durch die Ausweisungen aus den 
Dörfern, durch die strenge Anwendung der Ausnahme- 
gesetze und die Nachstellungen der Polizei völlig ins 
Elend geraten waren, blieb ihnen nur noch die Aus- 
wanderung Übrig. Im Jahre 1872 und im Jahre 1887 
hatten sie begonnen, das ihnen feindlicli gesinnte Land 
zu verlassen. Die Regierung befOrehtete die Polgen 
dieser Auswanderung und suchte den Eifer ihrer Be- 
amten einzudjlmmen. Wenn zu viele Juden aus- 
wanderten, sagte sie sich, würde das I^and seinem 
Ruin entgegengehen. Im Jahre 1889 begann die Aua- 
wanderungsbewegung von neuem, es bildeten sich sogar 
Komitees zu diesem Zwecke. Die„Antiseraitische Allianz" 
hatte Grund zufrieden zu sein, denn sie hatte ihr Ziel 
erreicht. Bis Ende Mai 1900 landeten in einigen 
Monaten 5411 rumänische Juden in New-York, 1000 in 
Änatxilien, 1500 in Konstantinopel, 300 in Oypern, etwa 
tausend l)egaben sich nach Paris, ebensoviele nach 
London. Andere gingen nach Mitteleuropa, und die Be- 
wegung dauerte fort. „Die Auswanderung, schrieb das 
halbamtliche Organ „La Roumanie", nimmt bedeutende, 
in gewisser Beziehung beunruhigende Proportionen an, 
sie erstreckt sich auf die israelitisclie Arbeiterklasse, 
die uns ntltzlich, ja sogar unentbehrlich ist, da der 
Rumäne gewisse Handwerke nicht betreiben wilL" Einige 
kleine Städte wm-den fast entvölkert, in anderen wurden 
zahlreiche Häuser verlassen, der Mietswert der Grund- 
stücke sank, und dies verursachte eine Baisse der Aktien 
der Hypothekenbank. Die Regierung war ratlos. Sie 
befürchtete nicht nur den Eindruck, welchen in Europa 
der Anblick jener durch den Hunger vertriebenen Pn- 
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glücklichen oinchen würde, sie war auch besorgt wegen 
der bedenklichen wirtschaftlichen Folgen einer Maasen- 
auswanderung. Sie suchte zuuächst die Sache so dar- 
zustellen, als ob das Elend der Juden eine Folge der 
schlechten Ernte sei. Obgleich dies nur in zweiter Linie 
die Ursache war, welche nicht einen so grossen Not- 
stand hätte schaEFon können, wenn dieser nicht schon 
vorher vorhanden gewesen wäre, so zwang sie doch 
die Juden, sogar unter allen möglichen Drohungen, Er- 
klärungen zu untei-zei ebnen, in welchen sie zugaben, 
dass sie nicht durch die Verfolgungen zu Grunde ge- 
richtet worden seien. 

Die Regierungsbeamten erhielten ferner den Befehl, 
die Auswanderer, auf jede Weise festzuhalten. Man be- 
drohte die Anführer der Gruppen und man wies die 
Organisatoren der Auswand erungskomitees aus. Die 
Juden mussten auf nunilnischem Boden bleiben, „der 
magere Fuchs", von dem Bmtiano gesprochen hatte, 
durfte nicht entfliehen, Uebrigens wurden den jüdischen 
Flüchtlingen die Grenzen gesperrt, die österreichischen 
und ungarischen Behörden trieben sie zurück, es war 
ihnen nur gestattet, auf rumänischer Erde zu sterben. 
Ihr Elend hatte den Höhepunkt erreicht und Monate 
lang haben sie von Unterstützungen der Juden in Europa 
gelebt, denn die Unterstützungen im Lande selbst 
reichten nicht au.>^. Von einer Bevölkerung von 
269000 Seelen waren fast lOOOOO aller Mittel entblösst. 
Die Einen kamen in den armseligsten Behausungen um, 
die Anderen, die selbst die Miete für diese nicht mehr 
bezahlen konnten, lagerten unter freiem Himmel, in den 
Höfen der Synagogen, auf den Begräbnisplätzen oder 
irrten haufenweise auf den Landstrassen umher. Die 
gesetzliche Verfolgung der Juden, die Ausweisungen 
aus den Dörfern, die Ausschliessung von allen öffent- 
lichen Arbeiten, das an die Unternehmer gerichtete 
Verbot, mehr als ein Drittel fremder Arbeiter zu 
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beschäftigen, das Verbot Grundstücke oder Häuser 
auf dem Lande zu besitzen, die Scfawierigkeiten, die 
denen gemacht wurden, welche ein Handwerk oder den 
Hausierhandel betreiben wollten, das Verbot, die 
Schulen zu besuchen, allerlei hinterlistige und brutale 
Verfolgungen und Plackereien — alles dies wurde 
noch verschlimmert durch die schlechten wirtschaft- 
lichen Verhältnisse Rumäniens, den Kreditmangel, den 
drohenden Bankrott und die schlechten Ernten. Früher 
hatten die Juden ähnliche Jahre ertragen, denn die 
Lebensbedingungen waren fQr sie noch annehmbar, jetzt 
besassen sie nicht mehr die Mittel, um Widerstand 
leisten zu können. 

Seit jenem Jahre des grossen Auszuges (1900) hat 
sich die Sachlage nicht geändert. Die Auswanderung 
hat in geringerem Umfange fortgedauert und dauert 
noch jetzt fort, aber sie ist keine Lösung des Problems, 
denn die Zahl derer, die auswandern, genügt nicht, um 
der üeberfüUung mit ao zahlreichen Arbeitslosen abzu- 
helfen. Für eine kurze Zeit ist eine Erleichterung ein- 
getreten. In einigen Städten sind eine geringere Anzahl 
jüdischer Arbeiter zurückgeblieben, und da die ab- 
ziehenden nicht durch christliche Arbeiter ersetzt 
ivurden, stiegen die Löhne der üuräckgebliebenen Juden. 
Ha die Häuser leer standen, sanken die Mieten um 
33 "/(b die Hauseigentümer suchten ihre Mieter zurück- 
zuhalten und an einigen Orten hat sich die Stimmung 
der Bevölkerung unter dem EinHuss der Interessen 
gebessert. Die Juden haben einen Augenblick aufgc 
atmet. Aber die rumänischen Politiker haben nicht ab- 
gerüstet, wie wir bei der Darlegung der Gesetzentwürfe 
Aurelians und Filipescos gezeigt haben. Wenn sie an- 
genommen werden, v/aa wahrscheinlich ist, was werden 
dann die Unglücklichen anfiUigeii, denen man die letzte 
Mi^lichkeit, ihr Dasein zu fristen, rauhtV Werden sie 
selbst vorgehen können und in welcher Richtung? 
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Wird man zu ihren Gunsten eingreifen und in welcher 
Weise? Wird dem Uebel, wenn es seinen Gipfelpunkt 
erreicht hat, durch irgend ein lütte! abgeholfen werden? 
Wird die wirtschaftliche Rückwirkung des Ruins der 
Juden auf die Gesamtlage des Landes, die ohnehin 
schon prekär ist, eine Reaktion hervorrufen? Mit einem 
Wort, welche Losung werden die Dinge finden, wird 
sie durch ein auswärtige Pression aufgezwungen oder 
durch die Bedürfnisse des Landes selbst herbeigeführt 
werden? 



Wir mQssen uns zunüclmt fragen, ob eine fremde 
Intervention möglich, ob sie sich rechtfertigen litsst und 
in welcher Weise sie erfolgen könnte. Wenn Europa 
wirklich die Absicht gehabt hätte, den Berliner Vertrag 
vom Jahre 1878 von den Vertragsmächten zur Aus- 
'- • ffthrung bringen zu lassen, würde diese Frage .nicht 

einmal aufgeworfen werden. In Wirklichkeit verlangte 
es nur die strikte Ausführung der Bestimmungen be- 
treffend die direkten Interessen der Mächte. Als Eng- 
land Cypem, Oesterreich Bosnien und Herzegowina ge- 
nommen hatte, als Frankreich sah, dass es in Tunis 
freie Hand hatte und Russland Bessarabien erhalten 
hatte, als man nicht mehr zu befürchten brauchte, dass 
das Schwarze Meer ein russisches Meer werden würde, 
kflmmerto man sich wenig mehr um die Bestimmungen 
des Vertrages, welche über das künftige Geschick der 
auf dem Balkan oder im türkischen Reiche verfolgten 
Gemeinschaften entschieden. 

Während eines Jahres hatten die Vertreter der 
civilisierten Nationen die um ihre territorialen Be- 
strebungen zu maskieren, sich mit Ihrer Gerechtigkeits- 
liebe gebrüstet hatten, sich bemfUif, Rumänien zu 
bewegen, Wort zu halten. DeutNc-bland hat auf den 
Wunsch seiner Finanziers, welche an den rumänischen 
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Geschäften beteiligt waren, zuerst die Forderungen, 
die nie ernst gemeint waren, aufgegeben und die 
anderen Regierungen folgten seinem Beispiel. Sie be- 
gnügten sich mit einer platonischen Erklärung der 
Rumänen, und Rosetti, Minister dos Innern im Kabinet 
.T Bratiano, Itonnte am 15. Dezember 1881 in der Kammer 
erklaren: „Die Rumänen können sicU glücklich schätzen, 
die brennendste und gefährlichste Frage in einem 
nationalen Sinne gelöst zu haben und zwar, wir können 
das Jetzt oflFon eingestehen, gegen den deutlich kund- 
gegebenen Willen der Mächte und sogar gegen die 
Bestimmungen des Berliner Vertrages." 

Vom Jahre 1864 an wurden die Juden, obgleich sie 
zum Militäi'dienst verpflichtet waren, gesetzlich aJs 
„Ausländer betrachtet, die nicht unter fremdem Seh"**© 
stehen". Europn hat es erlaubt, dasa diese «^^^urde und 
uujuristische Definition im Artikp" "^ ^er "euen rumäni- 
schen Verfass»"«- *'on 1879 fortbesteht. Die Beteiligten 
hätten den Kongress ersuchen sollen, entweder für diese 
„Ausländer, die unter keinem fremden Schutze stehen," 
eine Schutzmacht zu ernennen, da sie doch irgend einer 
Nationalität zuerteilt werden milssten, oder eine Be- 
nennung zurückzuweisen, welche mit den Grundsätzen 
des Völkerrechts nicht vereinbar ist. Auf diese AVeise 
wörde Rumänien gezwungen worden sein, den Israeliten, 
die keine fremden Unterthanon waren, das Jndigenat zu- 
zugestehen; es hätte nicht die gegen die Fremden er- 
lassenen Gesetze auf die .luden anwenden können und 
die Rumänen hätten in diesem Falle nur direkt gegen 
die Juden ihre Gesetze richten können, was sie walir- 
scheinlich nicht gewagt hätten. 

Wenn man von Europa, welches gegen die Be- 
stimmungen des Berliner Vertrages den MuselmärTen 
gestattet hat, tausendo von christlichen Armeniern 
niederzumetzeln und dem Mörder nicht in den Arm ger 
fallen ist, wenn man von diesem Europa verlangen 
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würde, zu verhindern, dass ein christliches Volk hundert- 
tausend Judea im Elend verkommen und Hungers sterben 
lässt, so wäre das geradezu lacherlich. Und wenn man' 
erwartete, dass sich ein Gewissen, welches gegenüber 
Strömen vergossenen Bluts unföhlend geblieben ist, sich 
regen würde, weil ein Haufen abgemagerter Weseu ge- 
räuschlos dahin stirbt, so hiesse das, sich einer eitelen 
Hoffnung hingeben. Welche Nation würde übrigens eine 
Stimme zu erheben wagen? England, welches die Buren 
ausrottet, Russland, welches die Finländer und auch die 
Juden verfolgt, oder Frankreich, welches die Anamiten 
und Howas niedermetzelt und zu einer weiteren Metzelei 
in Marokko Vorbereitungen trifft, Italien, welches so 
viel Blut in Erythrea vergossen hnt und sich rüstet, 
'""=-^plis ähnlich vorzugehen, oder Deutschland, welches 
Neger gni««qjn hinrichtet und mit Gewalt die wider- 
spenstigen Polen s«oTanisiert? Wer wnrde es wagen, 
seine Stimme zu erheben von oiien rfen Nationen, die 
eben erst die blutige Expedition in China beendigt und 
deren (Jeschichte seit mehr als dreissig Jahren nichto- 
ist als eine lange Kette von Rechtsverletzungen? 

Nur das Interesse könnte sie vielleicht bewegen, 
Einspruch zu erheben, nur dieses allein wäre fähig, 
sie zum Handeln zu veranlassen und Rumänien selbst 
wird eine Intervention heraufbeschwören, indem es 
europäische Kapitalien*) herbeilockt, um die Schätze 
seines Bodens auszubeuten. Nun, diese Kapitalien werden 
nicht nach einem Lande gehen, wo den fremden 
Kapitalisten keinerlei Garantie gewährt wird, wo sie 
nicht das Recht haben, sie selbst zu verwalten, wo es 
ihnen verboten ist, Boden und das, was sich im Boden 
befladet, zu besitzen, da der Artikel 7 der Verfassung 




*) D:is OesctK ülior die AuNbeutiing der Milieu Ist gescheitert 
wegen aller gegen die Fremden gerichteten Bostimmungen, die, 
wenn sie ia Kmfc getreten wären, die Beteiligung des internationalen 
Kap II als verhindert 1i litte n. 
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bestimmt, dass die Ausländer in den ländlichen 
üemeioden keine Grundstöcke und keine unbeweglichen 
Güter eiTverbeii dürfen. Rumüuioii wird also gezwungen 
sein, früher oder später seine protektionistische und 
fremdenfeindliche Gesetzgebung abzuändern, entweder 
aus eigenem Antriebe oder weil die Kapitalisten, welche 
schon an Industrien im Lande beteiligt sind, ihre 
Regierung bewegen werden, einzuschreiten.*) Dann 
könnten auch vielleicht noch andere Ansprüche erhoben 
werden, und notwendigerweise wfirde die Aufhebung 
aller gegen die Fremden gerichteten Gesetze auch dem 
Juden, der ja als Fremder angesehen wird, ein neues 
Hecht und damit einige Erleichterungen schaffen. 

Aber einzelne Nationen können im eigenen Inter- 
esse veranlasst werden, hinsichtlich der Judenfrage 
direkt einzugreifen und von Rumänien verlangen, ent- 
weder das im Jahre 1878 in Berlin gegebene Vereprechen 
zu halten oder ein Geselz zu erlassen, welches die Lage 
der israelitischen Bevölkerung endgiltig regelt. Welchen 
Zweck haben denn in Wirklichkeit die antisemitischen 
Massnahmen? Den, welchen früher Rosetti offen ein- 





*} Der Fall acheint schon jetzt oinaiitretou. Um da^ ans- 
laadiBche Kapital nach Rumilnien zu locken, wurde vor zwei Jahren 
ein GesaU Über dl« Zuekei-Inüustrie angeLioinmeii. DieaeB bestliuiate, 
„dass die bereits e^^istiercnden Zuckerfabriken oder die mit Erlaubnis 
der Regierung ku erricbteiiden bis eum 81. März 1Ü14 das Recht 
haben werden auf eine FabrikaUonsprHnile von iß CentEmee für 
das Kilogramm Zucker, eine Prflniie, dif entweder, nachdem der 
Zucker inm Verbmuch gelangt oder nach der Äusruhr deaaelben 
auagraahlt wird". Dieses Gesetz hatte zur Folge, dass eine Beihe 
bodentcudcr Fabriken von Auslttudem ^nchaffen wurden, welclic 
die PrlLuiion angelockt halten. Im Jahre 1901 wurde auf Antrag 
des Ministei-s Palladi ein neues Gesetz angenommen, durch welches 
die Prftmie in Fonn einer Ausfuhrabgabe von IG CentimeB für daa 
Kilo Zucker wieder weggenommen wurde und ki-oft dieses Gesetzes 
hielt man den bereite veritauften Zucker an der Grenz« an. .Die 
französischen Katifleute, die dadurch geschädigt worden sind, 
haben bei dem Minister des AuawKrtigen Delcass6 reklamiert und 
ilm ersucht, einzugreifen. : 
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gestand und den auch heute noch die „Antisemitische 
Allianz" aagiebt, nämlich: „die Lage der Juden uner- 
träglich au macheu und ihre Auswanderung aus dem 
Laude zu begünstigen". Man treibt also die Juden dazu, 
zu fliehen, nachdem man sie vorher an deu Bettelstab 
gebracht hat. Ein Volk besitzt den Cynismus, zu er- 
klären: „Da ist eine Klasse von Menschen, welche ich, 
einzig und allein, weil mir das" so gefiUit, als Fremde 
ansehe, die unter keinem fremden Schutze stehen. Ich 
kanu sie ungestraft ehikjinieren, weil sie nicht geschützt 
werden, ich bin nicht verpflichtet, mit ihnen so schonend 
umzugehen wie mit de» Staatsangehörigen anderer 
Länder. Wenn ich aus ilmen Hungerleider uud Arbeits- 
lose gemacht habe, vertreibe ich sie nach Afitteleuropa, 
nach England und Amerika," Mitteleuropa hnt aber 
seine Grenzen verschlossen. An den Grenzen von Traus- 
sUvanien und der Bukowina konute>man Haufen von 
Juden umherirren sehen, welche gleichzeitig von Ungarn, 
Oesterreich und Rumänien selbst zurückgewiesen wurden, 
denn beim. Beginn der Auswanderung hatte Rumänien 
den Auswanderern die Pässe verweigert, so dass diese 
Oberall, wo sie hinkamen, ausgewiesen werden konnten, 
selbst aus ihrem Heimatslande, wenn sie dorthin zurück- 
kehren wollten. England und Amerika drohen jetzt, 
Massregeln zu ergreifen, um dem Zuströmen von Fi-emden 
Einhalt zu thun uud infolge der sich in den beiden 
Ländern entwickelnden pro tektiouis tischen und im- 
perialistischen Ideen werden diese Absichten sicher zur 
Ausführung gelangen,*) 

•) Amerika hat de fncto aeine Qreneen goBchlossen und zwar 
durch die Anwendung gcwieser OcHctze, u. o. des S&nitfLtsgesetzes. 
In England iat die Einwand crungaf rage und apcziell die Frage der 
tlnwandorung der Juden IcUrzlIch Im Unterhauso zur Sprache ge- 
kommen. Majnr Evans Qordon hat beantragt, in die Adresse- an 
den König dun folgenden Faragraphon einzufügen: „Wir lenken 
die Aufinerk^mkeit Ew. MfvJesUlt aufdie Notwendigkeit, ein Geaete 
SU miterbretteu, durch welches die Eiuwanderung armer Ausländer 
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Sobald die rumänische Auswanderung wieder be- 
sonders grosse Dimensionen annimmt — und dies wird 
geschehen, wenn das Gesetz Aurelian angenommen ■} 
wird — oder wenn ein neues Gesetz gegen die jüdischen 
Arbeiter**) erlassen wird, werden die Regierungen, 
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aacta LiOndon und anderen RtMten des Königreichs geregelt und 
Terhindert wird". Der Antrag wurde ziiriickge&ngen nach einer 
Erklärung Balfours, der die gemiirlicheD Folgen der Einwanderung 
Eugab, aber himsufligte, dass eine vorherige Untersuchung der 
Frage notwendig sei. Es liabea aucli Versammlungen stattgefunden, 
in wellten verlanget wurde, dass die Einwanderung verboten werde. 

*) Infolge der Vor» teil ungeo, die durch die gegen dIeZueker- 
Industrie ergrilTenen Massregeln veranlaBst worden aiod, hat der 
MiniBter Aurelian, der eine neue Interveution einer fremden Macht 
befürchtete, den Artikel 40 eehies Gesetzen t würfe» über die Land- 
pollzei abgeändert. Er hat die Bestimuiung gestrichen, wonach ea 
den Aualtlndern verbaten sein sollte, in den lAnditchen Gemeinden 
den Kleinhnndel su betretben. Die Eammerkommlsslou war gegen 
diese Abänderung und es ist wahrscheinlich, dass die Kammer den 
gCHtricheoen Artikel wieder ins GeBetz aufnehmen wird. 

**) Ein neuer Gesetsontwurf ist der Kammer vom Hinisterium 
Sturdza am 22. Januar 1902 unterbreitet worden. Durch diesen soll der 
rum&uiscbe Arbeiter gegen den ausländischen, d. h. den jädfschen 
Arbeiter ge.schüut werden. Wir fiihven nachstehend einige Artikel 
des Gesetzen twurf&s au. Man wird daraus ersehen können, in 
welcher Lage sich das Jüdische Proletariat in Rumänien befinden 
wird, wenn dieses Gesetz angenommcu wird. (Das ist inzwischen 
geschehen. Anmerkung des Uebersetzers.) 

Artikel 1. Es steht jedem frei, welches immer der welter 
unten verzeichneten Gewerbe 8U betreiben, wenn er die im gegen- 
wärtigen Gesetse vorgeachri ebenen Bedingungen erfUllt .... 

Artikel *. Die Ausländer, die ein Gewerbe betreiben wollen, 
müssen don Beweis liefern, dass in ihrem Lande das Recht der 
ReciprocitHt für Rumänien besteht. In Ermangelung eines solchen 
Beweises müssen sie zuerst die Autorlsatlon der Handels- und 
Gewerbekammer einholen. Die bei irgend einer Unternebmuug vor 
dem Inslebeutreton dieses Gesetzes liontraktlich engagierten Fremden 
sind von den in diesem Gesetz vorgeschriebenen Bedingaugen be- 
freit. Das gegeuwSrtige Gesetz beeinträchtigt in Nichte die in 
dieser Richtung abgedchloBsenen interaatlonalen Verträge. 

Artikel 8. Es ist niemandem gestattet, einGoivorbe auf seine 
eigene Rechnung auszuüben und die Ausübung dieses Gewerbes 
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welche am meisten die Eiowaitdening befQrchteo sich 
unzweifelhaft an RumänieQ wenden. Sie werden es 
dann befra^n, ob eine Nation das Recht hat, eme 
Klasse von Parias zu schaffen, welche sie als „Fremde 
die unter keinem fremden Schutze stehen" bezeichnet, 
und andere Länder zu nötigen, seine Armen zu ernähren 
wenn seine Staatsangehörigen Überall sich der Rechte 
erfreuen, welche die Rumänen den in ihrem Lande 

XU seiner HauptbeAcliftfti^Dg zu machen, wrnn er niclit :,den Helatei^ 

brier besitzt .... 

Artikel 9- Am Ort« fremde Personen, die dem Kom tee der 

Korporation niibeknnnt aind, miisBen von den kompiitenten Be brd a 

uugeatellte Identitäts- und HoraliiSlfizeiigniitBe vnrwei^pn 
Artikel 12. Jeder Arbeiter mnss ein Arbi-iisbiich h. b 
Artikel 13. Du Arbeitsbncli wird Beitcns des Kon teca <lnr 

Korporation folgenden Personen nus-^eatelU : 

8. Denjenigen, welch« nach weisen können, dnsB sie in einer 
Fabrik, in einer Werkstatt oder auf einem Arbititspl&ti des In- 
oder Auslandes wenig^teos fQnf Julim lang in ihrer Spezialltnt ge- 
arbeitet haben. 

Artikel 45. Jeder Arbeiter der Gemeinde gehört rechtens dvr 
Korporation seiner Branche sn. 

Artikel Tu. Nor die Kumfinen, die sieb der politischen 
Rechte erfreuen, können In d&s Komitee der Korporation gew&blt 
werdfw. Ansnahmswelse werduu Aualftnder zugelassen , die das 
Oomisllrecbt hnbon, wenn bei ihnei) wenigstens swci Drittel 
ruiDlüiische Lehrlinge und Arbeiter sjigefltcllt aind. 

ArUkel 82. AiiKScrdeni, dntiN die VcrwaUnugsbehörden eine 
Geldstrafe veihangen, werden sie auf t^rau<:ben des Korpornlions- 
koroiteeM diejenigen, welche niclit deii vom Artikel 8 geforderten 
Meistorbrlef oder daü vom Artikel 12 vorg< s ehr i ebene Arbeitsbuch 
habi-n, IUI dur Ausübung des Gewerbes verhindern. 

Artikel 90. Das vorliogendit Gt^seti tritt 6 Monatu mich seini-r 
VeriilfentUcbuDg im „Monitor Ofüciar in KrofL 

Artikel 91. Alle die, welche bei der Veröffcn tue hang dieses 
Gesetzes seit «wel J^liren ein Geweibe sclbsiandig ausgeübt haben, 
werden ausnahmeweise als Meister anerkannt und wird ilmen von 
der Handels- und Gewer bekammi'r ein Diplom nusgeHtellt werden. 
FhIIn die UandeU- und liewerbekammer die Augfolgung eines 
Diploms verweigern oder unrechtmtsalg vollelehen sollte, kJinnen 
die Interessenten beim Ministt-r für Industrie und Handel appellieren, 
welcher endgllllg entscheiden wird. I>er Minister kann hierzu auch 
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woliiiciiden Fromden nicht zuerkonncn. Dann wird man 
aucli auf den Berliner Vertrug zurtlckkommen, weil es 
im InteresBB der MftclitG liegen wird. Sie werden die 
BumiLneii zwingen, den .luden wenigstens dos ladigenat 
einzurlluiuen, welches ilinen implicite schon das Gesetz 
von 1876 über den MilitTirdienst zuerkannte, denn ea 
hiess darin: Artikel I: „Alle Einwohner des Landes sind 
persönlich zum Mifitäj-dienst verpflichtet". Artikel 2: 
„Die Unterthnnen fremder Staaten können nicht ins Heer 
eintreten". 

Das wäre ein Fall, in welchem eine auswärtige 
Intervention wahrscheinlich erfolgen würde. Es könnte 
noch ein anderer Fall eintreten; wenn nämlich die Juden 
selbst sich auf die Bezeichnung, die man ihnen gegeben, 
„Fremde, die unter keinem fremden Schütze stehen," 
berufen und, um aus dieser anormalen und gefährlichen 
Lage herauszugelangen, eine europäische Nation er- 
suchen würden, sie unter ihren Schutz zu nehmen. Aber 
die Juden würden es niemals wagen, xu diesem äussersten 
Verteidigungsmittel zu greife». Die Verfolgung und das 
Elend haben sie sowohl moralisch wie physisch und 
geistig heruntergebracht und sie sind keiner energischen 
That fähig, welche eine Reihe heftiger Kämpfe zur 
Folge haben würde. 




eine aus drei höheren Boamtiii des Hiaisterliims beiteheode Speninl- 
kommlaaion delBgiei^n. 

Artikel 92. Allen Arbeiten), welche bis aum Inkr.ifttrutcn des 
vorliogtindeu Qeseteea iiuchweison worden, dass sie In ch)(.'m Ge- 
werbe weaigsU'iiH zwei Jahre tbatig waren, wird unter den giitiuhen 
Bedingungen wie die mit Bezug ituf dns Meist«vdi|)loni ausniihnis- 
weise ein Arbeltflbatih ausgestellt werden 

Artikel 96. Bei allen Untei'nebmungeii von üITcntlichen 
Arbeiten werden die Uuinilnen den Ausländern unter gleichen Be- 
dingungen vorgezogen werden. In den Bedingungsheften für öffent- 
liche Arbeiten odttr für Lieferungen wird die Klausel < 
werden, dass der Unternehmer fremde Handwerker nur in df n 
der Verwaltung nach der Art der Arbeiten und der (legend, w 
AURgerührt werden, reatgcsetzten Verhältnis veruendin daiT. 
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Welche Nation hiUto andererseits ein wirkliches 
unmittelbares Interesse, in die rumiinischen Angelegen- 
heiten einzugreifenV Einzig und allein Russland, und 
was für ein Vorteil wftre es fiir die Juden, unter das 
russische Joch au gelangen. Die Luge ihrer russischen 
Bruder muss sie darüber belehren, was sie von der Seite 
zu erwarten haben, 

E^ bleibt uns jetzt nur noch dbrig, zu untersuchen 
ob Rumilnien nicht durch die Lage der Dinge dazu ver- 
anlasst werden wird, seine Haltung den Juden gegen- 
über zu Ändern, ob nicht die antisemitischen Nationalisten 
angesichts der wirtschaftlichen Verhältnisse genötigt 
sein werden, abzurüsten. Die protektionistische Gesetz- 
gebung hat nicht die Juden allein schwer getroffen. 
Diese Geselzgebung, die von einem Haufen Politiker 
angeregt worden ist, welche keine wirklichen wirt- 
schaftlichen Interessen im Lande haben und einzig und 
allein vom Budget leben, hat seine Rückwirkung zugleich 
auf den Staat und die einzelnen Bürger gehabt. Für 
den Staat hat diese Gesetzgebung zu einem Sinken der 
Einnahmen aus den Abgaben und Steuern geführt; der 
Ertrag aus den Konzessionen für den Handel mit Ge- ■ 
tranken ist infolge des Gesetzes von 18ft4 gesunken, die 
Einnahmen der Gemeinden sind durch die Gesetze von 
1887 und 1889 heruntergegangen, welche die Zahl der 
Personen, die zur Pachtung dieser Einnahmen zugelassen 
wurden, einschränkt, ebenso sind die Abgaben der kleinen 
Städte, die als ländliche Gemeinden klassifiziert wurden, 
gesunken, als man die Juden dort verjagen wollte. So- 
lange diese Massregeln zunächst nur die Regierung be- 
rührten und diese nötigten, das Gleichgewicht ira Budget 
auf andere Weise herzustellen, sahen die Steuerzahler 
noch nicht ein, dass sie die Erhöhung ihrer Lasten 
jenen Gesetzen zuzuschreibea hatten. Als aber die 
Auswanderung begann , fühlten sie sich direkt ge- 
ü'offen. 





In den Stildten, die sich auf diese Woise leerten, 
fielen die Mieten um :J3%; eine Menge kleiner nimäni- 
seher Kaufleute, die von den Juden lebten, wurden durch 
den Fortgang ihrer Kunden völlig zu Grunde gerichtet; 
die walachischen Bojaren, die Eigentümer der grossen 
Domänen, wurden ebenfalls in ihren Interessen ge- 
schädigt dui-ch die Auswanderung der jüdischen Zwischen- 
händler, für die sie keinen Ersatz fanden, und es wird 
die Zeit kommen, wo alle diese Benachteiligten sich 
ausamraenthun, um so mehr, da sie immer schwerer zu 
leiden haben werden. 

Der Protektionismus des kleinen moldauischen 
Bürgerstandes entspricht nicht den thatsächlichen Ver- 
hältnissen. Es handelt sich hier um einen Protektionismus 
des kleinstädtischen Ladeninhabers, der tiberzeugt ist, 
dass eine ganz kleuie Anzahl von Leuten genUgt, um 
den Bedürfnissen der Konsumenten zu genügen, und 
dass diese kleine Minorität von den Konsumenten die 
höchsten Preise erzwingen kann. Thatsächlich giebt es 
keine rumänischen Klassen, die an Stelle der Juden, sei 
es als Kaufleute oder Arbeiter, treten könnten.*) So 
hat man z. B., als das Gesetz über die Tabaksfabriken 
zur Ausfuhrung gelangte, die jüdischen Arbeiter nicht 
ersetzen können.**) Tocilescu machte in einer Inter- 
pellation, die er im Februar 1890 an die Regierung 
richtete, bekannt, dass noch Juden Tabaksbureaus inne 
hätten. Der Finanzmiuister antwortete, dass die be- 
treffenden Rumänen, da sie fanden, dass der Gewinn in 
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*) „Der Rumäne, liaC Curp Iü73 ii)i l'Arlament erklart, ist nicht 
gewohnt zu arbeiten, auf iLomnierEiellem und indaatriollem Qebiet 
reichen seine Filhigkeiten nicht aus." 

„Die Bevölkerung unserer Städte, erldärto der Untoirichts- 
minister Pnni im Jahre I69l> iii der Kammer, besteht siim grünsten 
Teil aus Freiudeu. Wir haben keinen einheimischen Bürgers tan d." 

**) In »Ut Walachei giubt t-s jetat schon ein einheimischeB 
Proletariat, alier ein soldie» existiert Cu»t iiii-,ht in der Moldau. 




keinem Verhältnis zur Arbeif stehe, ihre Konzessionen 
Juden abgetreten hilttcn, die »ich mit einem kleinen 
Gewinn bogntigtea, und dass in einigen Gemeinden sich 
gar keine Rumänen für die Tabakbureaus gemeldet 
hätten, da ihnen derartige Stellen zu unbedeutend er- 
schienen. Ich habe schon gezeigt, das3 hinsichtlich der 
Aueübung des ärztlichen Berufes dasselbe der Fall war, 
und dass die Zahl der rumänischen ländlichen Arbeiter 
nicht ausreichte. Wenn demnächst das Gesetz Aurelians 
■ und das Gesetz zum Schutz der Arbeiter angenommen 
werden, so wird der rumilnische Bauer keine Krämer, 
Bäcker, Tischler, Dachdecker, Maurer u. s. w. mehr 
haben, und der Grundbesitzer wird einen weiteren Rück- 
gang der Einnahmen aus seinen GrundstCtckcn zu be- 
klagen haben. Die natürliche Folge wird ein Sinken 
des Steuerertrages sein. Was wii-d dann die Regierung 
machen können, die schon jetzt mit den grössten finan- 
ziellen Schwierigkeiten zu kämpfen hat? Rumänien hat eine 
Schuld von 1675000000, abgesehen von einer schwebenden 
Schuld von 1 10 Millionen. Das Geld der Anleihen, das 
vom Auslande gekommen ist, ist dorthin zurückgekehrt; 
es hat die Geldschränke verlassen zur Zahlung des 
Eisenbaim- und Kriegsmaterials. Die vom Staat zurück 
gekauften Eisenbahnen, bringen nicht die Zinsen dei 
darin angelegten Kapitalien ein und infolge dei 
politi. hen Grossmannssucht wächst das Kriegs- 
budget mit jedem Jahr. Es beträgt 58 Millionen bei 
einem Gesamtbudget von 240 Millionen*). Eine Ein- 
schränkung ist nur beim Budget der Beamten mög- 
lich, die 62 Millionen von don 182 übrigbleibenden be- 
ziehen. Diese Beamten, d. h. die leitende rumänische 
Bourgeoisie, würden sich wohl dazu verstehen, sich 



•) Ohne das LTnvorhergCHClicne In Aiirci-Imimg zu bringen. 
So Hind z. B. 360 Millionen aiisKCRrcbrn worden, um Biiknrcnt durch 
den bolgiNchfii General BriiUinoiit bi-fcstlgon kii l.-utBCU. 
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einige Zeit einzuschränken*) in der Hoffnung auf 
bessere Tage, aber wenn diese Tage nicht kommen, 
■ werden sie suchen neue Steuern zu erheben. Und wer 
wird davon getroffen werden, der einzige, der be- 
steuert werden kann, und von dem die unproduktive 
Klasse lebt — der Bauer. 

Eine einzige Partei hätte andere Lösungen vor- 
schlagen oder sich wenigstens geffthrlichen Plänen 
widersetzen können — nämlich die sozialistische Partei, 
wenn eine solche in KumJlnien möglich gewesen wilre; 
aber ihre Existenz war von der Emanzipation des 
einzigen rumänischen Proletariats, nftmlich des 
Jüdischen, abhängig, welches nach Erwerbung der 
politischen Rechte die Piirtei hätte unterstützen könnoD. 
In Ermangelung dieser Unterstützung musate es für die 
Partei schwierig sein, sich aufrecht zu erhalten, wie 
sie auch nur auf künstlichem Wege ins Leben treten 
konnte. Der Sozialismus ist in Rumänien etwa um 
das Jahr 1875 von zwei russischen Revolutionären ein- 
geführt worden; von einem orthodoxen Russen namens 
Petrow und einem Juden Nahiim Katz, der den Namen 
Dobrogeano Gherea annahm, zum Christentum übertrat, 
eine Rumänin heiratete und sich naturalisieren Hess. Zu 
diesen gesellte sich zuerst ein gewisser Johann Nadedje, 
später traten noch einige andere junge Leute hinzu, und 
so wurde der erste kommunistische Verein gegründet 
Der Soziallsmus in Rumänien musste die Rechte 
der Juden verteidigen oder verschwinden, da es 
kein einheimisches Proletariat giebt, dessen Vertretung 
er hätte übernehmen können. Die Sozialisten ver- 
teidigten auch anfangs die Juden, aber da sie von der 





*) Eine Hei'absetEung dieses Budgets um 23 Millioaen ist 
bereits erfolgt. Mau wird sich ohue Zweifel nocli ku tveitcren 
verstehen aus Furcht vor cfnciti BAiikrntt, wodurch Rumänieu unter 
die niiBJizlcIle Kontrolle Euro pH» geateUt wurden würde. 





Regierung verfolgt wui*deu, welche ihre Zeitungen und 
Schriften nicht in die Dörfer gelangen licss, du die- 
jenigen von ihnen, die ursprünglich demokratische 
Deputierte waren, als Sozialisten nicht wiedergewählt 
wurden, da sie ferner von der liberalen Partei, deren 
Verbündete sie waren, als jene sich an die Spitze der 
antisemitischen Bewegung stellte, kompromittiert wurden 
und sich nusserdem ebenfalls an der Stelleujägerei be- 
teiligten und vom Staatsbudget zehreu wollten, ver- 
schwand die Partei nach und nach. Die Mitglieder der 
soziaüstischen Partei, die jetzt noch übrig geblieben 
waren, verächmolzen sich mit den Liberalen und 
wurden wie diese Nationalisten, Protektioniaten und 
Autisemiten, Was die jQdischcn Proletarier betriflFt, so 
wurde ihren Neigungen zum Sozialismus durch die Ver- 
folgungen und Ausweisungen sowie durch ihr grosses 
Elend, welches ihre kaum entstandenen Vereine wieder 
zu Grunde richtete, Halt geboten. Heute existieren nur 
noch eiuige kleine Gruppen, die Ober eine einzige Zeit- 
schrift verfügen und von Zeit zu Zeit eine Broschüre 
erscheinen lassen, um etwas Propaganda zu machen. 
Der Bauer wird also von Niemandem verteidigt 
werden. Nirgendwo ist er so unglücklich, wird er so 
missbandelt, wie in Rumänien. Der an der Erdscholle 
gefesselte Mensch ist in diesem Lande nicht weit vom 
Sklaven des Altertums entfernt. Nominell ist er 
emanzipiert worden, in Wirklichkeit ist er der Sklave 
des Bojaren geblieben, der ihn in Unwissenheit und im 
Schmutze sein Leben fristen htsst, der seine Söhne als 
• seine Sache, seine Tochter oder seine Frau als sein 
Spielzeug ansieht. Die Politiker haben nichts für ihn 
gethan, nicht ein Centime des durch Anleihen aufge- 
brachten Geldes ist für die Verbesserung des Bodens, 
nicht einmal für unentbehrliche Bewäaserungen veraus- 
gabt worden. Der Ackerbau ist noch so im ßüL-kstande, 
dass dieser fruchtbare und reiche Boden kaum ein 
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Viertel des Ertrages liefert, den Frankreich hervor- 
bringt. Won» der Bnuer die Steuern, die Zinsen seiner 
Hypothek oder des geliehenen Geldes bezahlt hat, bleibt 
ihm kaum genug, um sich und seine Familie zu er- 
nähren. Wie der Jude, sein Leidensgefährte, stirbt er 
Hungers auf seinem Felde oder in seineiu schmutzigen 
Hause, wo er kaum Luft zum Atmen hat. Ich habe 
dargelegt, wie man ihm sein Stück Land zuerteilt hat, 
wie er gezwungen war, es zu zerstückeln, wie der 
Staat ihm wieder neues Land verteilen rousste, wie er 
ihm nochmals solches verkaufen und ihm im Jahre 1880 
schliesslich- die Zahlung der Summe, die der Bauer für 
die rückständigen Annuitäten schuldete, erlassen musste. 
Dieses Stück Land, welches der Bauer, weil ihm die 
Mittel felilen, nicht bebauen kann, ist er fortwährend 
gezwungen zu zerstückeln oder mit Hypotheken zu be- 
lasten. SchliessMch wird dos Land, wenn es verkauft 
werden kann, wieder den Grossgrund besitze ni zufallen, 
welchen der Staat es eines Tages, wenn seine eigene 
Domäne erschöpft ist, wieder wird abkaufen müssen, 
mu es nochmals unter die Beraubten zu verteilen. 

Diese Fui-cht vor den Ansprüchen der Bauern 
treibt vielleicht, ohne dass sie es selbst wissen, einige 
Politiker dazu, Gesetze zu verlangen, durch welche die 
jüdischen Arbeiter verjagt werden sollen. Sie hoflfeu 
auf diese Weise einige ihrer Bauern zu Proletariern zu 
machen, aber das ist eine Hoffnung, die sich nicht ver- 
wirkhchen wird, und die Jacquerie bleibt das Schreck- 
gespenst der Regierenden und derer, die vom Budget 
zehren. Sie haben schon im Jahre i8ü8 einen Aufstand 
auf dem Lande ausbret^hen gesehen, sie haben gesehen, 
wie die Bauern in die Besitzungen eindrangen, Getreide 
in die Flüsse warfen und alles ringsherum zerstörten. 
Die lü.ndliche Bourgeoisie und die Beamten haben da- 
mals in der rücksichtslosesten Weise den Aufstand 
niedergeworfen, die Aufständischen getötet oder ein- 
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gesperrt Aber das Problem ist damit nicht gelöst 
worden Wenn morgen der Bauer mit neuen Steuern 
belastet wird, bricht der Brand von neuem aus. Viel- 
leicht wird der Jude, wenn er zur Verzweiflung ge- 
bracht wird, trotz seiner Passivität, ti-otz der Ratschläge, 
die ihm seine furchtsamen reichen Glaubensgenossen 
sieh "dem Landarbeiter anschliesseii und ihm 
helfen, sein Joch abzuschQtteln. Aber selbst, wenn 
dies nicht geschehen sollte, wird eines Tages der sich 
erhebende Bnucr direkt oder indirekt die jetzige Juden- 
frage in Rurailnien lösen, dadurnh dass or sich selbst 
und gleichzeitig den Juden befreit 



Druck von H.8. flerDimn in Berlin. 
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